
Q Bundesverfassungsgericht
Erster Senat

- Geschä¿sstelle -

Burıdcssfcrfassurıgsgcricht 1 Pestt`ac|1 l'í'?1 1 ?6l`J{'}ñ Karlsruhe

Aktenzeichen Ü (0721) Datum

ı am 3137.--'10 9101-. 22.02.2015
(bci Antwort bitte angeben]

Ihre Verfassungsbeschwerde vom 21. Dezember 2010

Sehr geehrt

in verbezeichnetem Verfassungsbesehwerdes-ferfaluen werden Ihnen die Stellungnahmen der Hes-

sischen Staatskanzlei vom 30. März 2015, des Bundesverwaltungsgeric.l1t.s \--'em 26. September

2014, des Landesbeauftragten für den Datenschutz Baden-Württemberg vom 4. Februar 2015, des

Bayerischen Landesbeauftragten für den Datenschutz 1-'em 23. September 2014, des Hessischen

Datenschutzbeauftragten vom 28. Januar 2015. des Sächsischen Datenschutzbeau¿ragten 1.-'ent

28. Januar E015 sowie des Unabhängigen l.andcszcntrun¬±s für Datenschutz Schleswig-Holstein

s-'em 4. Februar 2015 zugeleitet.

Mit freundlichen Grüßen

Auf Anordnung

Arntsirıspckterin

Dienstgebäude: Schlessbezirk 3. T6131 Karlsruhe
Postfach l.'??l. TÜÜU6 Karlsruhe

Telefen ÜT2l.-"91{'H- (1 e Telefax OTZ l.="9lÜl-332
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In dem Verfassungsbeschwerdeverfahren des

- 1 BvR 3187/10 -

Herrn Vizepräsidenten
des Bundesverfassungsgerichts
als Vorsitzenden des Ersten Senats
Schloßbezirk 3

76131 Karlsruhe

65183 Wiesbaden Tele-ion (Ein 1
Georg-August-Zinn-Straße 'i Teleiaıt [Üá 1 -I-.4 '¦'.ı.¦"ILı-II I"›.Jl'~ıJ Dt-J'l'.JI

nehme ich folgendermaßen Stellung:

I.

Die Verfassungsbeschwerde vom

21. Dezember 2010 - der Zeitpunkt ihres

Eingangs beim Bundes-

verfassungsgericht ist hier nicht bekannt -

wendet sich mit der Behauptung eines

Verstoßes gegen Art. 2 Abs. 1 in Verbin-

dung mit Art. 1 Abs. 1 und Art. 19 Abs. 4

' des Grundgesetzes (GG) gegen zwei

Bestimmungen des Hessischen Gesetzes

über die öffentliche Sicherheit und Ord-

nung (HSOG). Verfassungswidrig sollen

-danach sowohl die Zulassung -und das

E-Mail: pcıststsi|e@stk.hessen.de
i' UE! lntemet; ww»-r.hessen.de
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Verfahren automatischer Kennzeichenlesesysterne in § 14a wie die Regelung in § 22 Abs.

1 Satz 2 HSOG sein, die unter näher bezeichneten Voraussetzungen die Übermittlung

personenbezogener Daten „an Polizeibehörden und -dienststellen des Burıdes und der

anderen Länder sowie der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union und der am

Schengen-Besitzstand teilhabenden assoziierten Staaten“ gestattet.

l. Mit der Neuordnung der polizeilichen Kemtzeichenerfassung, die den Schwerpunkt

der Verfassungsbeschwerde ausmachen dürfte, hat sich der Landesgesetzgeber darum

bemüht, den Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts zum Schutz des informa-

tionellen Selbstbestimmungsrechts gerecht zu werden.

Er hatte die automatische Erfassung von Krattfalırzeugkennzeichen erstmals irn Jahre

2004 geregelt: Mit Art. 1 Nr. 4 Buchst. b des Achten Gesetzes zur Änderung des Hes-

sischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung vom 15. Dezember

2004 (GVBI. I S. 444) wurde mit Wirkung ab dem Tage nach der Verkündung (Art; 4

dieses Gesetzes), also ab dem 22. Dezember 2004 in das Gesetz ein § 14 Abs. 5 einge-

fügt, der es den Polizeibehörden gestattete, „auf öffentlichen Straßen und Plätzen Da-

ten von Kra¿fahrzeugkennzeichen zum Zwecke des Abgleichs mit dem Fahndungsbe-

stand automatisiert (zu) erheben. Daten, die im Fahndungsbestand nicht enthalten

sind, sind unverzüglich zu löschen.“ Mit Urteil vorn ll. März 2008 - l BvR 2074/05 -

BVerfGE 120, 378 `

erklärte das Bundesverfassungsgericht diese Regelung für unvereinbar rnit'Art. 2 Abs.

1 in Verbindung mit Art. .1 Abs. 1 GG und deshalb fiir nichtig.

Den - später leicht veränderten - Vorschlag einer darauf reagierenden Neuregelung

brachten die damaligen Regierungsfraktionen v_on CDU und FDP mit Art. 1 Nr. 5

(§ 14a) ihres Gesetzentwurfs vom 30. Juni 2009 (LT-Drs. 18/861) - Anlage 1 - in den

Hessischen Landtag ein. Die Entwurfsbegründung hält hierzu fest:

„Die Vorschrift regelt den Einsatz automatischer Kennzeiehenlesesysteme (AKLS)

unter Beachtung des Urteils des Bunríesverfassuugsgerichrs vom 11. Marz 2008

(ara-fo, 1 am 2074/05, 1 nur 1254202).
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Der Einsatz des AKLS ist eine Maßnahme der Gefahrenabwehr und stützt sich aufdie

Gesetzgebungskompetenz der Lander ¿ir das Polizeirecht (Art. 70 Abs. 1 GG). Der

Schwerpunkt des 'Einsatzes des AKLS liegt im präventiv-polizeilichen Bereich. Dies

folgt aus dem in Bezug genommen(en} § I8 HSOG, der präventiv-polizeilichen Zwe-

cken dient. Da sich der Fahndungsbestand aus Fahndungsausschreibungen zusam-

mensetzt, die sowohl auf repressiver als auch praventiver Rechtsgrundlage beruhen,

kann die Kennzeichenttberprti¿ıng im Ergebnis sowohl zu Stra¿erfolgungs- als auch

zu Gefahrenabwehrrnaßnahmenfuhren.

Ferner werden durch den Einsatz des AKLS bereits eingetretene Störungen der öffent-

lichen Sicherheit beseitigt. Die Unterbindung weiterer oder noch andauernder Stö-

rungen der oÀentlichen Sicherheit ist ein Unterfall der Gefahrenabwehr. Stra¿aten,

wie zum Beispiel der Diebstahl eines Kraftfahrzeugs, stellen eine fortdauernde Stö-

rung der ojfentlichen Sicherheit dar, die den präventiv-polizeilichen Handlungsbe-

reich ero¿het. ' ' -

Abs. 1 regelt die Phase der Datenerhebung.

Mit dem AKLS diir¿zn alle vorbeifahrenden Fahrzeuge optisch erfasst und deren

Kennzeichen ermittelt werden. Der Einsatz des AKLS darfverdeckt erfolgen, da es an-

sonsten leicht möglich ware, den Kontrollbereich zu umgehen. Ein offener Einsatz des

AKLS ist dadurch aber nicht ausgeschlossen. Ferner werden die Voraussetzungen und

damit auch Anlass und Zweck des Einsatzes von AKLS geregelt. Satz 4 bestimmt, dass

der Einsatz von AICLSft`tr Kontrollzwecke zu dokumentieren (v. a. Dienststelle, Ort und

Zeit) ist.

Abs. 2 Satz 2 regelt, dass die ermittelten Kennzeichen mit den Sachfahndungsdaten

des beim Bundeskriminalamt nach den Vorschriften des Bundeskriminalamtgesetzes

(§§ 2 Abs. 3, 9, Il Abs. l, 34 BKAG) gcfihrten polizeilichen Informationssystems und

mit den entsprechenden Dateien des beim Hessischen Landeskriminalamt nach den

Vorschriften des HSOG (§59 15, l T, 20, 28 HSOG) abgeglichen werden dürfen. Nach

Satz 4 darf der Abgleich nur mit vollständigen Kennzeichen des Fahndungsbestands

erfolgen.
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Abs. 3 regelt die sogenannten Nichttrejferfzfille. In Niehttrejjerfällen steht das erfasste

Kennzeichen nicht zur Auswertung durch staatliche Stellen zur Verfügung. Damit

können sich in einem Nichttrefferfall aueh keine weiteren Folgemaßnahmen ergeben.

Die Regelung stellt sicher, dass personenbezogene Daten im Zusammenhang mit der

Kontrolle eines Fahrzeugs, das nicht im Fahnaungsbestand enthalten ist, sofort ge-

löscht werden. _

Abs. 4 regelt die weitere Datenverarbeitungfür den Fall, in dem das Kennzeichen des

Fahrzeugs im Fahndungsbestana' enthalten ist (Trejferfall). Die Löschungspflicht

ergibt sich aus § 27 Abs. 2. “

LT-Drs. 18/861 S. ll -12

Ferner sollte unter anderem die bisherige Datenüberrnittlungsregelung des § 22 HSOG

in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 2005 (GVBI. 1 S. 14) geringfügig

irn Wesentlichen dadurch ergänzt werden, dass der Kreis der zulässigen Adressaten

bei der Übermittlung personenbezogener Daten auf die „anderen Mitgliedstaaten der

Europäischen Union und der am Schengen-Besitzstand teilhabenden assoziierten Staa-

ten“ erweitert wurde. Auf diesen Emptäugerkreis sollte dann in § 22 Abs. 3 Satz 1

HSOG verwiesen werden; der einsohränkerıden Sonderregelung ñir die Datenübermitt-

lung an ausländische öffentliche Stellen sowie an über- und zwischenstaatliche Stellen

wurde daher der Halbsatz angefügt: „Abs 1 Satz 2 bleibt unberührt.“ _

LT-Drs. 18/861 Art. 1 Nr. 10

Aueh hierzu gibt der Gesetzeııtwurf eine - in diesem Fall besonders eingehende - Be

gründung: _ _ H

„Die Änderungen tragen dem Rahmenbesehluss 2006/960/JI des Rates über die Ver-

einfachung oles Austauschs von Informationen una' Erkenntnissen zwischen den
I

Stra¿erfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten der. Europäischen Union (sog.

„Schwedische Initiative “)` Rechnung (ABl. L 386 vom 29. Dezember 2006, S. 89, be-

richtigt ABI. L 75 vom 15. Marz 2001 S. 26). Der Rahmenbeschluss, der am

30.12.2006 in Kraft getreten ist, muss in rien Mitgliedstaaten bis zum 19. Dezember



_ 3, _

2008 umgesetzt sein. Er gilt auch in Bezug auf assoziierte Staaten wie Island, Nor-

wegen und die Schweiz (vgl. Erwägungsgründe Nr. I3 und I4), die am Schengen-

Besitzstand teilhaben. Der Kreis der assoziierten Staaten ist wie derjenige der EU-

Mitgliedstaaten erweiterbar und muss daher abstrala umschrieben werden; jüngster

Teilnehmer am Schengen-Besitzstancl ist Liechtenstein, das seinen Beitritt am 28.

Februar 2008, also nach dem Inkra¿treten des Rahmenbeschlusses vollzogen hat.

Art. 3 Abs. 3 des Rahmenbeschlusses sieht für den Informationsaustausch zwischen

den Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten. der Europäischen Union vor, dass

„ () für die Zurverfügungstellung von Informationen und Erkenntnissen an die zu-

ständigen Stra¿ferfolgungsbehörden anderer Mitgliedstaaten Bedingungen gelten,

die nicht strenger sind, als die Bedingungen, die aufnationaler Ebene () gelten.

- A.

Was unter den Begriff der „zuständigen Strafiıerfolgungsbehörde“ zu fassen ist,

wurde in Art. 2 Buchst. a Satz 1 des Rahmenbeschlusses definiert. Danach handelt es

sich um „ eine nationale Polizei-, Zoll- oder sonstige Behörde, die nach nationa-

lem Recht be¿ıgt ist, Straftaten oder kriminelle Aktivitäten aufèudecken, zu verhüten

und aufzulclären und in Verbindung mit diesen Tätigkeiten ö¿fentliche Gewalt auszu-

üben und Zwangsmaßnahmen zu ergreifen Art. 2 Buchst. a i. V rn. Art. 6 des Rah-

menbeschlusses sieht die Benennung der „zuständigen Strafverfolgungsbehörden“

durch die Mitgliedstaaten vor. Als „zuständige Strafverfolgungsbehörden“ nach Art,

2 Buchst. a des Rahmenbeschlusses benannte die Bundesregierung „alle Behörden

des Bundes und der Länder, die mit der Verhütung und Verfolgung von Straftaten be-

fasst sind, ausgenommen die Staatsanwaltschaften An erster Stelle der dann fol-

genden Aufzählung stehen die Polizeibehörden der Länder.

Der Anwendungsbereich des Rahmenbeschlusse beschränkt sich nicht auf strafpro-

zessuale Ermittlungen, sondern umfasst auch „polizeiliche Erkenntnisgewinnungs-

verfahren" (Art. I Nr. I). Diese definiert Art. 2 Buchst. c als „ ein Verfahrensstadi-

um, das noch nicht das Stadium von stra¿echtl ichen Ermittlungen erreicht hat und in

dem eine zuständige Stra¿¬erfolgungsbehörde nach nationalem Recht be¿ıgt ist, In-

formationen über Straftaten oder lcriminelle Aktivitäten zu sammeln, zu verarbeiten

und zu analysieren, um festzustellen, ob eine konkrete .strafbare Handlung begangen

wurde oder in Zukunft begangen werden könnte '
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Nach dem Bericht einer gemeinsamen Projektgruppe der AG Kripo und des Unter-

ausschusses „Recht und Verwaltung" des Arbeitskreises II der Innenministerkonfe-

renz unter Beteiligung des Bundesministeriums der Justiz vom I8. Januar 2008 er-

fordert der Rahmenbeschluss eine Anpassung der Datenübermittlungsvorschryten

der Landespolizeigesetze dahin gehend, dass Datenübermittlungen an die Polizeibe-

hörden anderer Mitgliedstaaten nicht schärferen Anforderungen unterwor¿n werden

als innerstaatliche Datenübermittlungen. “ H '

LT-Drs. 18/861 S. 16

Im Anschluss an eine umfangreiche Puıhöıung von Sachverständigen durch den In-

nenausschuss des Hessischen Landtags griffen die Regierungsfraktionen mit ihrem

ausführlich begründeten Änderungsantrag vom 4. November 2009 (LT-Drs. 18/1248)

- Anlage 2 - sowie einem weiteren, mündlichen Änderungsantrag vom 26. November

2009 (LT-Drs. 18/1604) - Anlage 3 - dort vorgetragene Anregungen auf. In der dar-

aus sich ergebenden Fassung wurde das Gesetz am 8. Dezember 2009 beschlossen,

Hessischer Landtag, 18. Wahlperiode, 28. Sitzung S. 2004

am 14-. Dezember 2009 ausgefertigt und am 22. Dezember 2009 als Gesetz zur Ände-

rımg des Hessischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung und ande-

rer Gesetze verkündet (GVBI. I S. 635). Nach seinem Art. 8 ist es am Tage nach sei-

ner Verkündung, also am 23. Dezember 2009 in Kraft getreten.

§ 14a HSOG hat numnehr den folgenden Wortlaut:

„§ 1-es
Automatische Kennzeichenlesesysternc

(1) 1 Die Polizeibehörden können unter den Voraussetzungen des § 18 Abs. 1, Abs. 2

Nr. 1, 3 bis 6 zur Abwehr einer Gefahr oder zur vorbeugenden Bekämpfung von

Straftaten durch den Einsatz technischer Mittel automatisch Bilder von Fahrzeugen

aufzeichnen und deren Kemızeichen erfassen. 2 Die Bildaufzeichnung nach Satz -1



_7_

kann auch erfolgen, wenn die Insassen der Fahrzeuge unvermeidbar betroffen wer-

den. 3 Datenerhebungen nach Satz 1 und 2 dürfen

1. nicht Àächendeckend,

2. in den Fällen des § 18 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1,'3 und 4 nicht dauerhaft urıd

3. in den Fällen des § 18 Abs. 2 Nr. 5 Lmd 6 nicht längerfristig

durchge¿ihrt werden. 4 Der Einsatz technischer Mittel nach Satz 1. ist in geeigneter

Weise '¿ir Kontrollzwec-ke zu dokumentieren.

(2) 1 Die ermittelten Kennzeichen kömıen automatisch mit dem Fahndungsbestand

der Sachfahndungsdateien des beim Bundeskriminalamt nach den Vorschriften des

Bundeskritninalamtgesetzes vom 7. Juli 1997 (BGBl. I S. 1650), zuletzt geändert

durch Gesetz vom 6. Juni 2009 (BGBl. I S. 1226), und des beim Hessischen Landes-

kriminalamt nach den Vorschriften dieses Gesetzes ge¿ihrten polizeilichen Informa-

tionssystems abgeglichen werden. 2 Die Sachfahrıdungsdateien des polizeilichen ln-

formationssysteıns umfassen auch die nach den Vorschriften des Schengener Durch-

¿ihrungsübereinkommens'zulässigen Ausschreibungen von Fahrzeugkennzeichen im

Schengener Informationssystem. 3 Der Abgleich nach Satz 1 beschränkt sich auf

Kennzeichen von Fahrzeugen, die '

1. nach den §§ l63e und 463a der Strafprozessordnung, Art. 99 des Schengener

Dtırchtüluungsübereiııkommens, § 1? Abs. 3 des Bundesverfassungs-

schutzgesetzes, § 20i des Bunde-skriminalamtgesetzes, § 17 oder einer vergleich-

baren Rechtsvorsclırift eines anderen Bundeslandes,

2. aufgrund einer Gefahrzur Abwehr einer Gefahr,

3. aufgrund des Verdachts einer Straftat für Zwecke der Strafverfolgung oder

4. aus Gríhıden der Strafvollstreckung

ausgeschrieben sind. il Der Abgleich hat sofort nach der Erhebung der Daten nach

Abs. 1 Satz 1 stattzufınden und darf nur mit vollständigen Kennzeichen des Fahn-

dungsbestands erfolgen. 5 Bewegungsbilder dürfen nicht erstellt werden. 6 Satz 3 Nr.

l bleibt unberührt. '

(3) 1 Die nach Abs. 1 Satz 1 erhobenen Daten sind, sofern die erfassten Kennzeichen

nicht im Fahndungsbestand enthalten sind, sofort automatisiert zu löschen. 2 Die Da-

tenerhebung und der Datenabgleich im Falle des Satzes 1 dürfen nicht protokolliert

werden. -`
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(4) 1 Ist das ermittelte Kennzeichen im Fahndungsbestand enthalten (Trefferfall),

kömıen das Kemızeichen, die Bildaufzeichnung des Fahrzeugs sowie Angaben zu

Ort, Fahrtrichtung, Datum und Uhrzeit gespeichert werden. 2 Das Fahrzeug und die

Insassen kömıen im Trefferfall angehalten werden. 3 Weitere Maßnahmen dürfen erst

nach Überprüfung des Trefferfalls anhand des aktuellen Fahndurıgsbestands erfolgen.

4 Die nach Satz 1 gespeicherten sowie durch weitere Maßnahmen erlangten perso-

nenbezogenen Daten können weiterverarbeitet werden, soweit dies tür Zwecke der

Gefahrenabwehr erforderlich ist.“ _

Die Überrnittlungsbestimmung des § 22 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 Satz 1 HSOG er-

hielt die im Gesetzentwurf vorgesehene Fassung. Sie lautet nunmehr - die ergänzten

Satzteile sind kursiv dargestellt -:

„§ 22

Datenübermittlung innerhalb des öffentlichen Bereichs

(1) 1 Zwischen den Polizeibehörden können personenbezogene Daten übermittelt wer-

den, soweit sie diese irı Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 1 erlangt haben und die Daten-

übermittlung zur. Erfüllung dieser Aufgaben erforderlich ist. 2 Dies gilt auch für die

Übermittlung personenbezogener Daten an Polizeibehörden und -dienst-stellen des

Bundes und der anderen Länder sowie der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen

Union und der am Schengen-Besitzstand teilhabenden assoziierten -Staaten...

(2)...

(3) 1 Die Gefahrenabwehr- und die Polizeibehörden kömıen personenbezogene Daten an

ausländische öffentliche Stellen sowie an über- und zwischenstaatli-che Stellen übermit-

teln, soweit dies zur -

1. Erfüllung einer Aufgabe der überrnittelnden Gefahrenabwehr- oder Polizeibehörde o-

der -

2. Abwehr einer ierheblichen Gefahr durch die empfangende -Stelle

erforderlich ist; Abs. I Satz 2 bleibt unberührt. “
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II.

Der Beschwerde¿íhrer, in Hessen wohnhaft und nach seinen .Angaben Halter eines

PKW, mit dem er regelmäßig auf hessischen Straßen und zu Urlaubszwecken auch im

Ausland unterwegs ist, sieht sich durch diese Bestimmungen selbst, gegenwärtig und

unmittelbar in seinem allgemeinen Persönlichkeitsrecht und. seinem, informationellen

Selbstbestimmungsrecht betroffen. Jederzeit könne sein Fahrzeugkemızeichen, ohne

dass er es bemerke, erfasst, seine personenbezogenen Daten könnten zur Er¿illung poli-

zeilicher Aufgaben jederzeit erhoben und an die Mitgliedstaaten der Europäischen Uni-

on und die am Schengen-Besitzstand teilhabenden assoziierten Staaten weitergegeben

werden. Möglichkeiten des Rechtsschutzes gegen derartige Maßnahmen seien weder

nach hessischem noch nach dem Recht der als Datenempfänger in Betracht kommenden

Länder gewährleistet. Daher sei er - so werden seine Aus¿ihnıngen zu verstehen 'sein -

darauf angewiesen, sogleich das Bundesverfassungsgericht anzurufen.

Die automatische Kennzeichenerfassung nach § 14a HSOG betrachtet der Beschwerde-

¿ihrer einmal als Eingriff in sein allgemeines Persönlichkeitsrecht: Da er nicht sicher

sein könne, von der Erfassung verschont zu bleiben, entfalte bereits deren bloße Mög-

lichkeit eine Abschreckungswirkung, die ihn von der Wahrnehmung seiner Freiheits-

rechte abhalten könne. Angesichts der Fehleranfälligkeit des von der Polizei eingesetz-

ten Verfahrens müsse er nämlich ständig damit rechnen, irrtümlich angehalten' und kon-

trolliert zu werden.

Vor allem jedoeh greife sowohl die Kennzeichenerfassung wie die Datenübermittlung in

sein informationelles Selbstbestimmungsrecht ein. Die Erfassung solle die Kennzei-

chendaten für die Datenverarbeitungssysteme der Polizei verfügbar machen, um sie mit

dem Fahndungsbestand vergleichen zu köımen. Diese Daten würden also nicht etwa nur

technikbedingt mit.erfasst und spurenlos und umnittelbar nach ihrer Erfassung, sondern

erst nach jenem Abgleich wieder gelöscht. Eben darin, also schon in der Erfassung

selbst wie in dem anschließenden Abgleich liege ein Cırundrechtseingriff, der verfas-

sungsrechtlich nicht zu rechtfertigen sei. Mit der Datenübermittlung gebe das Land per-

sonenbezogene Daten jeglicher Qualität weiter, ohne die Erforderlichkeit und Zweck-

bindung der Übermittlung qualifiziert zu prüfen und deren vielleicht grundrechtswidrige

Verwendung unter Kontrolle halten und verhindern zu können. '
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Zu beiden Gegenständen seiner Veıfassungsbeschwerde und ihrer Verfassungswidrig-

keıt trägt der Beschwerde¿íhrer - hinsichtlich der automatischen .Kemızeichenerfassung

durchweg im Anschluss an die Überlegungen von Breyer -

NVWZ 2003, 824

ım Wesentlichen vor:

Für die Regelung der Kennzeichenerfassung fehle es dem Land bereits an der Ge-

setzgebungskompetenz. Schwerpunktmäßig diene die automatische Kennzei-

chenerfassung nach § 14a HSOG der Fahndung nach Fahrzeugen und Kennzei-

chen, die durch eine Straftat abhandengekornmen seien, und damit Zwecken der

Strafverfolgung. Deren Verfahren habe der Bundesgesetzgeber im Rahmen seiner

konkurrierenden Gesetzgebungszuständigkeit für das gerichtliche Verfahren (Art.

74 Abs. 1 Nr. l GG) abschließend normiert. Der Zugriff des Landesgesetzgebers

auf diese Materie sei dann auch für eine Regelung gesperrt, mit der zugleich die

öffentliche Sicherheit und Ordnung aufrechterhalten werden solle.

Tatsächlich diene die automatische Kennzeichenerfassung nicht nur polizeilichen,

sondern ganz wesentlich Strafverfolgungsmvecken, die sich in einem Trefferfall

aufgrund des Legalitätsprinzips auch gar nicht vermeiden lasse. Diesen Sachbe-

reich und in Zusammenhang mit ihm die Yerarbeitung von Kennzeichendaten ha-

be der Bundesgesetzgeber erlteımbar abschließend geregelt, wie sich für die Sach-

fahndungsdateien aus § 483 StPO und § 14 Abs. 2 BKAG, ¿ír die Einrichtung von

Kontrollstellen aus § lll StPO, für die Identitätsfeststellung aus '§ l63b StPO, ¿ír

das abgeschlossene Regelungskonzept der polizeilichen Beobachtung aus § l63e

StPO und ¿ir die Herstellung von Bildaufnahmen aus § l00f (richtig: h) Abs. 1

Nr. 1 StPO ergebe. Kompetenzwidrig sei es insbesondere auch, einen Kemızei-

chenabgleich für solche Fahrzeuge vorzusehen, die nach §§ l63e und 463a StPO,

also zur polizeilichen Beobachtung oder zur Überwachung Verurteilter ausge-

schrieben sind (§ 14a Abs. l Nr. l HSOG). Mit beiden Bestimmtmgen habe der

Bundesgesetzgeber ein abgeschlossenes Regeltmgskonzept verfolgt und landes-

rechtliche Ergänzungen ausgeschlossen. Ebenso wenig dürfe der Landesgesetzge-
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ber eine automatische Kennzeichenerfassung zu Strafverfolgungszwecken einfüh-

ren, wie dies in § 14a Abs. 2 Nr. 1 HSOG mit dem Hinweis auf Art. 99 des

Schengener Durchführungsübereinkonnnens geschehen sei; dort seien Ausschrei-

bungen zwar zur Gefahrenabwehr, aber darüber hinaus eben auch zur Strafverfol-

gung vorgesehen, ohne dass es aus technischen Gründen möglich wäre, beides

voneinander zu trennen. Zudem werde die Rechtsgrundlage einer Ausschreibung

nicht festgehalten mit der Folge, dass deren Rechtmäßigkeit nicht überprüft wer-

den könne. Den Abgleich mit einer derartigen Mischdatei dürfe der Landesgesetz-

geber nicht gestatten, und das gelte zumal dann, wenn sie vorwiegend der Straf-

verfolgung diene; vielmehr sei er verpflichtet, den Abgleich auf zur Gefahrenab-

wehr bestinnnte Daten zu beschränken. Kompetenzwidrig sei es daher auch, dass

§ 14a Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 und 4 HSOG den Abgleich zu Strafverfolgungs- und -

vollstreckungszwecken gestatte. -

Darüber hinaus beanstandet der Beschwerdeführer die nach seiner Meinung feh-

lende Bestimmtheit der Regelung insgesamt. In § 14a HSOG stünden die Erhe-

bungszwecke des Abs. l im Widerspruch zu den Abgleichsbefugnissen des Abs.

2. Das Tatbestandsınerkmal der „längerfristig(en)“ Datenerhebung (§ 14a Abs. 1

Satz 3 Nr. 3 HSOG) sei zu unbestimmt, die Bezugnahme auf die in § l4a Abs. 2

HSOG genannten Dateien berüc-ksichtige nicht, dass sie sich laufend verändern

könnten, .

Der Hinweis auf „§ 14a Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 - 4 HSOG“ (S. 33) dürfte in die-
sem Zusammenhang schwer nachzuvollziehen sein.

und auch die Kriterien einer mit § 1'? HSOG „vergleichbaren Rechtsvorschrift“ (§3

14a Abs. 2 Satz 3 Nr. l HSOG) habe der Gesetzgeber festlegen müssen.

Insgesamt verletze § 14a HSOG den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Es gebe

kein öffentliches Interesse, dem im Vergleich mit dem Interesse des Bürgers an

einer unbeobachteten Fahrt ein größeres Gewicht zukomme. Abgesehen davon,

dass die Zahl der Fahrzeugdiebstähle - unabhängig von der Ei1ıf`ü.hrung der auto-

matischen Kennzeichenerfassung - ohnehin zurückgegangen sei, verfolge sie fast

ausschließlic-h Ziele und Belange von geringer Bedeutung, erweise sich mit einer
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in den Jahren 2006 und 2007 in Bayern und Hessen erzielten Trefferquote von

0,03 % als weitgehend erfolglos und lasse sich überdies für den Fahrzeugführer

nicht vermeiden. Eine möglicherweise denkbare größere Erfolgsquote, von der ei-'

ne dauerhafte Senkung des Kriminalitätsniveaus freilich nicht zu erwarten sei, ha-

be schon deshalb außer Betracht zu bleiben, weil die Kennzeichenlesegeräte zu

Strafverfolgungszwec-ken ohnehin nicht eingesetzt werden dürften. Überhaupt er-

scheine es unzulässig, zur Gefahrenabwehr bei dem Kemızeichenabgleich auf

Ausschreibungen zurückzugreifen, die nicht ihrerseits gerade zur Gefahrenabwehr

in die Datenbanken eingestellt worden seien. '

Sei die automatische Kennzeichenerfassung daher auf der einen Seite auch weit-

gehend nutzlos, so greife sie doch andererseits, da sie weder auf Gefahrenlagen

noch auf zeitliche Sondersituationen begrenzt sei, erheblich in die Gııuıdrechte ei-

ner Vielzahl von Betroffenen ein, die dieser Maßnahme nicht entgehen könnten,

ohne dass sie einen Grund für ihre Überwachung gegeben hätten. Damit kömıten

sie - etwa im Falle der Ausschreibung zur polizeilichen Beobachtung - zu Ver-

meidungsstrategien und letztlich dazu veranlasst werden, von ihrem- Grundrecht

namentlich bei der Mitwirkung an der politischen Willensbildung durch Teilnah-

me an Demonstrationen keinen Gebrauch zu machen. Entscheidend sei dabei, dass

§ l4a HSOG die „automatisierte, lückenlose und permanente Massenkontrolle“

(S. 43 der Beschwerdeschrift) ermögliche und „zu einer allgemeinen Kemızei-

chenüberwachung in weiten Teilen des Landes ermächtigt“ (S. 44 der Beschwer-

deschrift). Das gelte umso mehr, als das Gesetz sich nicht auf die Ermächtigung

zur optisch-elektronischen Erfassung beschränke, sondern auch den Einsatz elekt-

ronischer Lesegeräte zum kontaktlosen Auslesen entsprechend gespeicherter Fahr-

zeugkennzeichen zulasse.

Unverhältnismäßig seien ferner die Voraussetztıngen der Kemizeichenerfassung.

Deren Automatisierung erfordere 'eine eigens ausgestaltete Ermächtigungsnorm,

die die Bezugnahme des § l4a Abs. l Satz l HSOG auf § 18 HSOG gerade nicht

schaffe, zumal die Voraussetzungen der dort geregelten Identitätskontrclle als An-

knüp¿ıngspımkt für die autoınatisierte Kemızeichenerfassung schlechthin unge-

eignet seien. Die allgemeine, in § 13 Abs. l HSOG geforderte Gefahr als Voraus-
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setzung der Identitätsfeststellung rechtfertige eine flächendeckende Erfassung des

gesamten Fahrzeugverkehrs keinesfalls. Auch die übrigen in § l4a Abs. 1 Satz 1

HSOG in Bezug genommenen Feststellungsgründe des § 18 Abs.1 HSOG, also

die Erfüllung weiterer polizeilicher Aufgaben aufgrund von Sondeıvorschriften

oder der Schutz privater Rechte, schließe die Unverhältnismäßigkeit einer automa-

tischen Kennzeichenerfassung nicht aus. Das gelte über die mehrfache kompeten-

zielle Unzulässigkeit hinaus auch für die weiteren Verweisungen des § l4a Abs. l

HSOG auf die anzeınat Fans des § ts abs. 2 1-Isoo. W

Überhaupt könne der Kemızeichen-Massenabgleich den Gefahren, die er bekämp-

fen solle, gar nicht begegnen. Das gelte für sämtliche Fälle des § 18 Abs. 2 Nr. 1

HSOG, bei denen nicht zu erkennen sei, in welcher Weise die automatische Kemı-

zeichenerfassung bei der Gefahrenabwehr hilfreich sei. Zudem dürften - im Ge-

gensatz zu § l4a Abs. 2 HSOG - die dabei erfassten Kemtzeichen nur mit solchen

Ausschreibungen abgeglichen werden, die zur Abwehr gerade derjenigen Gefahr

bestimmt seien, die von den „gefährlichen Orten“ des § 18 Abs. 2 Nr. 1 HSOG

auszugehen pÀegten. Anderenfalls ließen sich die dort erhobenen Daten ¿lr alle

überhaupt in Betracht kommenden Fahndungszwecke und darüber hinaus für be-

liebige, im Gesetz nicht einschränkend beschriebene Maßnahmen nutzen, und das

verstoße gegen das Verfassungsgebot der Verhältnismäßigkeit.

Ahnlich verhalte es sich mit der Erfassungsbefugnis an den in § 18 Abs-. 2 Nr. 3

HSOG genannten „gefährdeten Orten“. Danach könne schon die Gefahr von Baga-

telldelikten die Identitätsfeststellung und damit den Kemızeichenabgleich rechtfer-

tigen, obgleich dessen besondere Eingriffsschwere besondere Eingriffsvorausset-

ztutgen verlange, die das Gesetz indessen nicht kenne; im Übrigen fehle es auch

hier an dem notwendigen spezifischen Bezug zwischen der tatbestandsmäßigen

Gefährdungslage und den tür einen Abgleich in Betracht kommende Dateien. Das-

selbe gelte ¿ír den Fall des Schutzes besonders gefährdeter Personen (§ 18 Abs. 2

Nr. 4 HSOG), der überdies den Kemızeichenabgleich zur Abwehr wiederum von

Bagatellgefahren und damit einen unverhältnismäßigen Grundrechtseingriff ge-

statte.
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Unverhältnismäßig sei die Kermzeichenerfassung auch im Fall des § 18 Abs. 2 Nr.

5 HSOG. Die dort bezeichneten Kontrollstellen kömrten unabhängig von einer be-

sonderen Gefahrenlage und für größere Zeiträume eingerichtet und auf diese Wei-

se für eine langfristige Überwachung und sogar zur Herstellung von Bewegungs-

bildern genutzt werden. Ebenso erlaube die Kennzeichenerfassung zur Bekämp-

fung grenzüberschreitender Kriminalität (§ l4a Abs. l Satz 1 i. Y. m. § 13 Abs. 2

Nr. 6 HSOG) den anlasslosen, dauerhaften Abgleich sämtlicher Kemrzeichen an

einer unbestinnnten Vielzahl von Orten und Straßen mit gänzlich unbestimrnten

Zwecken zur Verhütung beliebiger Straftaten. Tatsächlich sei die Kennzeichener-

fassung aber auch in diesem Fall zur Abwehr der in § 13 Abs. 2 Nr. 6 HSOG vo-

rausgesetzten Gefahren ungeeignet, weil in den für einen Abgleich zur Verfügung

stehenden Dateien im Wesentlichen nur gestohlene Fahrzeuge ausgeschrieben sei-

en, während es Ausschreibungen zur vorbeugenden Bekämpfung der grenzüber-

schreitenden Kriminalität (§ 18 Abs. 2 Nr. 6 HSOG) nicht gebe. Damit fehle es an

dem aus Gründen der Verhältnismäßigkeit erforderlichen besonderen Bezug zwi-

schen der Fahndungsmaßnahrne und dem mit ihr bezweckten Erfolg.

Verfassungswidrig, weil unverhältnismäßig sei ferner die Verwendung der durch

die Kennzeichenerfassung gewonnenen Daten geregelt. § 14a Abs. 4 HSOG ver-

säume es vorzuschreiben, dass sie nur zu den Zwecken verarbeitet werden dürfen,

zu denen sie erhoben worden sind, und lässt ihre Verwendung selbst dann zu,

wemr sie gar nicht hätten erhoben werden dürfen. Auf diese Weise ließen sich so-

gar Bewegungsprofile gesetzeskonform erstellen.

Einen Verstoß gegen Art. 19 Abs. 4 GG sieht der Beschwerdeführer schließlich

darin, dass die Fahrzeugführer nicht - etwa durch nach den Kontrollpunkten -auf-

gestellte Hinweisschilder - darüber unterrichtet werden, dass soeben ihr Kemızei-

chen erfasst worden ist; Daınit würden sie gehindert, gegen einen rechtswidrigen

Abgleich gerichtlichen Rechtsschutz in Anspruch zu nehmen.

Mit vergleichbar eingehender Begründung greift der Beschwerdeführer die Daten-

überrnittlungsregelung des § 22 Abs. 1 Satz 2 HSOG an. Sie gestattet es den Poli-

zeibehörden, personenbezogene Daten auch „an Polizeibehörden und -
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dienststellen der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union rmd der am

Schengen-Besitzstand teilhabenden assoziierten Staaten“ zu übermitteln. Da sich

diese Ermächtigung auch auf personenbezogene Daten über den Fermneldever-

kehr¬(§ 15a HSOG) und auf aus Wohnungen gewonnene Daten (§ 15 Abs. 4

HSOG) bezieht, sieht er sich in seinem informationellen Selbstbestimmrmgsrecht

und seinen Grtmdrechten auf Vertraulichkeit seiner Kommunikation wie auf Un-

verletzlichkeit seiner Wohnung verletzt.

Der Grundrechtseingriff verwirkliche sich nicht nur durch die Übermittlung selbst,

sondern ebenso dadurch, dass sie die Empfängerländer irı die Lage versetze, die

übermittelten Daten ohne Zustimmung des Betroffenen zu erheben und weiter zu

verwenden. Da es deutsche Behörden seien, die eine solche Verwendung errnögli-

chen, seien ihnen die damit verbundenen typischen und vorhersehbaren Folge-

-maßnahmen auch zuzurechnen. Das urnfasse alle Verwendungszwecke, die die

Empfängerländer nach ihrem nationalen 'Recht für rechtmäßig hielten, aber auch

solche, die zwar rechtswidrig, dort aber üblich seien. Typische und vorhersehbare

Folge der Datenübermittlung seien daher Beeinträchtigungen der inforrnationellen

Selbstbestimmung, des Ferruneldegeheimnisses, der Unverletzlichkeit der Woh-

nung und weiterer Grundrechte.

Rechtfeıtigungsgründe bestünden nicht. Die Bezeichnung „der am Schengen-

Besitzstand teilhabenden assoziierten Staaten“ sei von vornherein zu unklar, als

dass sich der Kreis der zugelassenen Empfängerstaaten bestimmen ließe; vielmehr

hätten Norwegen, Island, Liechtenstein und die Schweiz benannt werden müssen.

Auch seien die gestarteten Grundrechtseingriffe unverhältnismäßig. Vorausset-

zungen und Grenzen der Datenübermittlung sehe § 22 Abs. 1 Satz 2 HSOG kaum

vor. Der Rahrnenbeschluss 2006r“960r'Jl des Rates, dem das Gesetz ausweislich

seiner Begründung folgen will, sei von Deutschland bislang nicht ratifiziert wor-

den, seine Umsetzung habe daher verweigert werden dürfen, tmd in jedem Fall sei

der Gesetzgeber bei dessen Befolgung nicht hinreichend grundrechtsfreundlich

vorgegangen, obgleich der Wortlaut des Beschlusses dazu. zahlreiche in der Be-

schwerdeschrlft (S. 79 - 82, 90 - 91) näher bezeichnete Möglichkeiten geboten

hätte. Nach alledem kömre die Ermächtigtmg des § 22 Abs. 1 Satz 2 HSOG zu
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schwersten Gnındrechtseingriffen führen, ohne dass sich das Allgemeininteresse

an zwischenstaatlicher polizeilicher Zusammenarbeit zu deren Rechtfertigung her-

anziehen lasse.

Einen weiteren Grundrechtsverstoß sieht der Beschwerdeführer darin, dass § 22

Abs. 1 Satz 2 HSOG weder für die hessischen noch für die Polizeibehörden des

Empfängerstaates die Zweckbindung der übermittelten Daten vorschreibe. Wür-

den sie zu anderen als den Erhebungszwecken genutzt, liege darin ein erneuter

Grundrechtseingriff, der einer gesetzlichen, hier jedoch fehlenden Grundlage be-

dürfe. Den Zweckbindungsgrundsatz des § 21 HSOG gebe die nur auf die allge-

meinen polizeilichen Aufgaben des § 1 HSOG bezogene Übermittlungsermächti-

gtmg des § 22 Abs. 1 Satz 2 HSOG gerade auf und stelle darüber hinaus nicht si-

cher, dass auch der Empfängerstaat sich an den ursprünglichen Erhebungszweck

gebunden sehe und beispielsweise die Weiterleitung an unsichere Drittstaaten un-

terlasse.

Zu eben dieser Gewährleistung sei der hessische Gesetzgeber aber verpÀichtet, da

die deutschen Grundrechte den Mindeststandard dessen darstellten, was, wie der

Beschwerdeführer im Einzelnen ausführt, auch bei der internationalen Rechtshilfe

und der Erfüllung internationaler Verpflichtungen zu beachten sei. Dieser PÀic-ht

dürfe sich ein deutscher Gesetzgeber nicht deshalb entziehen, weil er auf das

grundrechtskonforrne Verhalten der Empfängerstaaten vertraue, solange es hierfür

keine ausreichende Grundlage gebe. Ohne weiteres sei ein solches Vertrauen nicht

gerechtfertigt und die Bundesrepublik daher gehalten, auf der Wahrung deutscher

Grundrechte auch im Empfängerstaat, nach Art. 10 Abs. 1 GG auf einer unabhän-

gigen Rechtmäßigkeitskontrolle zu bestehen, ferner zu Kontroll- und Rechts-

schutzzwecken sicherzustellen, dass jede Verwendung von durch Eingriffe in das

Fernrneldegeheimnis gewonnenen Daten protokolliert und der Betroffene benach-

richtigt wird, und schließlich tür ehren Anspruch auf Auskunft, Benachrichtigung

und Löschung zu sorgen. Weder die Achtung fremder Rechtsordnungen noch das
ı.

Interesse an grenzüberschreitender polizeilicher Zusammenarbeit könne die Bun-

desrepublik von dieser Verpflichtung entbinden.
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HI.

Die Verfassungsbeschwerde wird keinen Erfolg haben können. Da hier nicht bekannt

ist, wann 'die Beschwerdeschrift bei dem Bundesverfassungsgericht eingegangen ist,

mag unterstellt werden, dass sie die Jahresfrist des § 93 Abs. 3 BVerfGG gewahrt hat.

Sie ist jedoch deshalb unzulässig, da anstelle der Anrufung des Bundesverfassungsge-

richts zunächst der Rechtsweg zu den Verwalturtgsgerichten eröffnet ist. Zudem sind

einige Grundrechtsrügen, mit denen die Verfasstmgswidrigkeit einzelner Regelungsvari-

anten von § l4a Abs. 1 i. V. rn. § 18 HSOG begründet werden soll, deshalb unzulässig,

weil der Beschwerdeführer seine unmittelbare und gegenwärtige Selbstbetroffenheit

nicht dargetan hat. Darüber hinaus ist die Verfassungsbeschwerde aber auch in der Sa-

che unbegründet.

TV.

Die Verfassungsbeschwerde missachtet den aus § 90 Abs. 2 BVerfGG abgeleiteten

Grundsatz der Subsidiarität des verfassungsrechtlichen gegenüber dem fachgerichtlichen

Rechtsschutz. Danach fordert der Subsidiaritätsgrundsatz, „dass ein Beschwerdeführer

im Rahmen des Zurnutbaren über das Gebot der Erschöpfung des Rechtswegs im enge-

ren Sinne hinaus die ihm zur Verfügung stehenden prozessualen Möglichkeiten ergreift,

um eine Korrektur der geltend gemachten Verfassungsverletzung zu erwirken oder eine

Grundrechtsverletzung zu verhindern.“ -

So die - inhaltlich wohl unstreitige - Zusammenfassung der verfassungsge-
richtlichen Rechtsprechung bei Bethge in: Maunz/Schmidt-
Bleibtreu/Klein/Bethge, Bundesverfassungsgerichtsgesetz, Stand: Oktober
2013, § 90 Rdn. 401 '

Dass der Beschwerdeführer behauptet, neben der Übermittlungsermächtigung des § 22

Abs. 1 Satz 2 HSOG in den von § l4a HSOG zugelassenen Erfassungsfällen selbst, ge-

genwärtig und umnittelbar betroffen zu sein, steht dem Vorrang fachgerichtlicher

Rechtsschutzmöglichkeiten nicht entgegen.

In ständiger Rechtsprechung verweist das Bundesverfassungsgericht auch einen Be-

schwerdeführer, der sich umnittelbar gegen ein Gesetz wendet und im Übrigen die Zu-
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lässigkeitsvoraussetzungen einer solchen Verfassungsbeschwerde erfüllt, grundsätzlich

auf die Amufung der Fachgerichte.

` Dazu allgemein Bethge a.a.O. § 90 BVerfGG Rdn. 402-403

Damit will das Gericht sicherstellen, dass ihm ein von den Fachge-richten geprüftes Tat-

sachemnaterial und ebenso deren Fallanschauung und Rechtsauffassung unterbreitet

wird, urıd zugleich verhindern, auf ungesicherter tatsächlicher und rechtlicher Grundlage

weitreichende Entscheidungen treffen mr müssen. Es grenzt auf diese Weise seine eige-

ne von der speziellen Zuständigkeit der Fachgerichte funktionsgerecht ab, vertraut ihnen

zwar auch die verfassungsrechtliche lnzidentpıüfung der im Einzelfall streitigen Norm

an, .

So etwa die Karnmerbeschlüsse v. 22.12.2005 1 'BvR 1725/05 juris Rdn. 13,
v. 06.05.2009 1 BvR 3153.41? juris Rdn. 12-14, v. 09.11.2009 l BvR
2146/09 juris Rdn. 4, v. 24.11.2009 1 BvR 213/03_juris Rdn. 54 und v.
02.03.2010 1 BvR 2393r'03 u.a. juris Rdn. 32

legt aber ebenso Wert darauf, dass es nicht Aussagen über den Inhalt einer einfach-

rechtlichen Norın treffen muss, zu der sich noch keine gefestigte Rechtsprechung der

Fachgerichte entwickelt hat.

Karnmerbeschluß v. 06.03.2006 2 BvR 2443f04 juris Rdn. 23 im Anschluss
an BVerfGE 36, 15, 27

Ob sie einen Anwendungs- und Entscheidungsspielraum offenlässt, den auszufüllen

zunächst Sache der Fachgerichte wäre, ist im Rahmen der Subsidiaritätsprüfung zwar

ein mögliches Abwägungskriterium, ` -

Karnmerbeschlüsse v. 06.03.2006 2 BvR 2443/04 juris Rdn. 24, v.
26.03.2009 1 BvR 119r'09 juris Rdn. 23. und v. 23.03.2012 l BvR 3023/ 11
juris Rdn. 14

letztlich aber nicht entscheidend.

Karnmerbeschlüsse v. 27.12.2005 1 BvR 1725/05 juris Rdn. 13,
v. 06.05.2009 1 BvR 31531/07 juris Rdn. 13, v. 09.11.2009 1 BvR 2146/09
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_ jana -Ran. 4, -«_ 24.11.2000 1 nvrt 213/03 jar-is Ran. 54, v. 02.03.2010

1 eva 2393/os aa ja.-rs Ran. 32 aaa v. 04.05.2011 1 1:-:vn 1502/os juin.
nan.4s -

Einschränkungen dieses Subsidiaritätsgedankens ergeben sich andererseits etwa dann,

wemr von einer Anrufung der Fachgerichte eine tatsächliche oder rechtliche Klärung des

verfassungsrechtlich relevanten Sachverhalts nicht zu erwarten _

So etwa der Karmnerbeschluss v. 06.03.2006 2 BvR 2443/04 juris Rdn. 24
und zuletzt der Senatsbeschluss v_. 14.01.2015 1 BvR 931/12 juris Rdn. 23

oder wenn die Wahl jenes Rechtweges unzumutbar, also sinn- und aussichtslos wäre.

Kamrnerbeschlüsse v. 27.12.2005 l BvR 1725/05 juris Rdn. 19, v.
02.08.2010 1 BvR 2393/'03 juris Rdn. 33 und v. 04.05.2011 1 BvR 1502/03
juris Rdn. 49

Nach diesen Grundsätzen dürfte die Verfasstmgsbeschwerde unzulässig sein.

Jedenfalls seit den Urteilen des Verwaltungsgerichts München vom 23. September

2009,

M 7 K 03.3052 juris Rdn. 15

des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofes vom 17. Dezember 2012

10 BV 09.2641 juris Rdn. 59-60

und des Bundesverwaltungsgerichts vom 22. Oktober 2014

6 C 7/13 juris Rdn. 15-19

ist geklärt, dass ein Fahrzeughalter im Wege der vorbeugenden Unterlassungsklage zu

den Verwaltungsgerichten gegen die ihn möglicherweise betreffende und für unzulässig

gehaltene automatische Kennzeichenerfasstmg vorgehen kann. Das Bundesverwaltungs-

gericht hat dieses Ergebnis damit begründet, dass das Fahrzeugkermzeichen bei diesem



' -20-

Verfahren erfasst werde, ohne dass der Fahrer es bemerke, dass er der Erfassung auch

nicht ausweichen kümıe und nachträglicher Rechtschutz deshalb nicht in Betracht kom-

me. Weil in diesem Fall die Verweisung auf den nachgängigen Rechtsschutz für den

Betroffenen mit unztunutbaren Nachteilen verbunden wäre, sei ihm ein besonderes

schützenwertes Interesse gerade an der Inanspruchnahme vorbeugenden Rechtsschutzes

nicht abzusprechen. .

Diese Grundsätze treffen uneingeschränkt auch den Fall des Beschwerdeführers.

Für die vorsorgliche Abwehr der a.utomatischen Kemızeichenerfassmıg gilt das ohnehin,

weil eine nachträgliche Unterrichtung des Betroffenen weder vorgesehen ist noch über-

haupt zulässig und durch¿ihrbar wäre. Sie würde voraussetzen, dass die Kennzeichen

im Widerspruch zum Löschungsgebot des § l4a Abs. 3 HSOG zumindest solange ge-

speichert blieben, bis die Identität des Fahrzeughalters - nicht notwendig des Fahrers -

ermittelt wäre; auf das Argument des unverhältnismäßigen Ve1¬.valtungsaufwandes(§ 29

Abs. 6 Satz 3 HSOG) käme es in diesem _Fall nicht einmal an. Die Anregung des Be-

schwerde¿ihrers, es ließen sich doch hinter den Kontrollpunkten entsprechende Hinwei-

ee eufeıeııen, wäre bei rfeffecfreııee (§ ıee abe. 4 Hsoo) wenig hiı¿eieh (vgı. § 29
Abs. 6 Satz 4 HSOG zu den Voraussetzungen, unter denen eine Unterrichtung zu unter-

bleiben hat).

Auch gegen die Datenübermittlung nach § 22 Abs. 1 Satz 2 HSOG kann sich ein Be-

troffener nicht zur Wehr setzten. ~Vor der Übermittlung wird er nicht angehört, eine

nachträgliche Unterrichtung ¿ndet nur auf Antrag unter Abwägung mit Geheimhal-

tungsinteressen statt (§ 29 Abs. l Nr. 2 und Abs. 3 HSOG). _

Soll die Kennzeichenerfassung und die Datenweitergabe also verhindert Werden, ist die

vorbeugende Unterlassungsklage und in diesem Rahmen auch der Antrag auf Erlass

einer einstweiligen Anordnung (§ 123 VwGO) ein zulässiges und grundsätzlich wirk-

sames Mittel. Dessen Statthaftigkeit ¿íhrt aus Subsidiaritätsgründen auch dann zu Unzu-

lässigkeit der Verfassungsbeschwerde, wemı Klage Lmd Eilantrag ausschließlich mit der

angeblichen Verfassungswidrigkeit der jeweiligen Rechtsgrundlage begründet sein soll-

ten. Teilt das Verwaltungsgericht. diese Auffassung, muss es die Hauptsache zwar dem
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Bundesverfassungsgericht vorlegen (Art. IÜÜ Abs. l GG), muss über einen Eilantrag

aber selbständig entscheiden - _

Vgl. dazu nur Lenz./Hansel, Bundesverfassungsgerichtsgesetz, 2013, §80
Rd. 42-43 '

und dem Bundesverfassungsgericht damit die Entscheidungüber den Erlass einer etwa

in Betracht kommenden einstweiligen Anordnung (§ 32 BVerfGG) ersparen.

Dass der vorgängige Rechtsweg zu den Fachgerichten die sofortige Anrufung des Bun-

desverfassungsgerichts dann nicht hindert, wenn diese zu einer tatsächlichen und recht-

lichen Aufbereitung des verfassungsrechtlich relevanten Sachverhalts nichts beitragen

können, kann die Zulässigkeit der hier zu entscheidenden Verfassungsbeschwerde nicht

begründen.

Die Beschwerdebegıündung geht, um die Verfasstmgswidrigkeit der automatischen

Kennzeichenerfassung und der Datenübermittlung an die Staaten des Schengen-Raumes

zu belegen, von mehreren tatsächlichen Annahmen aus, die ein Gericht, soweit sie ent-

scheidungserheblich sind, nicht ungeprüft übernehmen kann. Ohne sich mit dem in §

l4a Abs. 3 HSOG vorgeschriebenen Verfahren der automatischen Löschung - einer Re-

aktion auf die Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts in seinem Urteil vom ll. März

2008 - -

BVerfGE. 120, 378, 397: „Die automatische Kennzeichenerfassung greift in
den Schutzbereich des Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung
ein, wenn das Kennzeichen nicht Lmverzüglich mit dem Fahndungsbestand
abgeglichen und ohne weitere Auswertung sofort wieder gelöscht wird.“
BVerfGE 120, 378, 399: „Andererseits begründen Datenerfassungen keinen
Gefahrdungstatbe-stand, soweit Daten unmittelbar nach der Erfassung tech-
nisch wieder sptuenlos, anonym und ohne die Möglichkeit, einen Personen-
bezug herzustellen, ausgesondert werden Zu einem Eingriff in den
Schutzbereich des Rechts auf informationelle Selbstbestinnnung koınrnt es
daher in den Fällen der elektronischen Kennzeichenerfassung dann nicht,
wenn der Abgleich mit dem Fahndtmgsbestand unverzüglich vorgenomnıen
wird und negativ ausfällt (sogenannter Nichttrefferfall) sowie zusätzlich
rechtlich und technisch gesichert ist, dass die Daten anonym bleiben und so-
fort spurenlos und ohne die Möglichkeit, einen Personenbezug herzustellen,
gelöscht werden.“
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auseinanderzusetzen, sieht der Beschwerdeführer den Grundrechtseingriff darin, dass

die automatisch gelesenen Daten „nicht unmittelbar nach ihrer Erfassung, sondem erst

nach ihrem Abgleich mit dem Fahndungsbestand“ gelöscht werden und auf diese Weise

„die Eingriffsqualität einer Maßnahme von zeitlich nachgelagerten, noch nicht festste-

henden Schritten abhängig“ gemacht wird (Beschwerdeschrift S. 12.). Welche Vorstel-

lurıg von dem tatsächlichen Verfahrensablauf diesem Argument zugrtmdeliegt, wird

nicht deutlich. Die Anrıahme, die Daten müssten „uninittelbar nach ihrer Erfassung“,

also ohne Abgleich umgehend wieder gelöscht werden, nimmt der Erfassung von vorn-

herein jeglichen Sinn und dürfte abwegig sein. Ob dagegen, was das Bundesverfas-

sungsgericht als tatbestandsmäßigen Eingriff betrachtet, „ein erfasstes Kennzeichen im

Speicher festgehalten wird urıd ggfs. Grundlage weiterer Maßnahmen werden kann“,

BVerfGE 120, 378, 399

bleibt in der Darstellung des Beschwerdeführers offen und bedarf der Klärung, mit der

sich auf der Grundlage der bayerischen Praxis der Bayerische Verwaltungsgerichtshof

näher beschäftigt hat-

Urteil v. 17.12.2012 10 BV 09.2641 juris Rdn. 72-73 _

Demgegenüber ist. es nicht Aufgabe des Bundesverfassungsgerichts, die tatsächlichen

Voraussetzungen einer Grundrechtsrüge erst zu ermitteln.

Weiter hält der Beschwerdef.`1hre_r die automatische'Kemızeichenerfassung deshalb für

verfassungswidrig, weil in dem fur den Abgleich zur Verfügung stehenden deutschen

und internationalen Datenbestand eine Ausschreibung zur Gefahrabwehr gar nicht ent-

halten sei, es dort vielmehr durchweg um Ausschreibungen zur Strafverfolgung gehe

und die Ennächtigung zur Kennzeichenerfassung aus diesem Grund in den Kompetenz-

bereich des Bundes eingreife (Beschwerdeschrift S. l9f., 29). Die Ausschreibtmgen auf

der Grundlage von Art. 99 des Schengener Durch¿ihnuıgsübereinkonnnens ließen ihre

Rechtsgrundlage und ihren Zweck nicht erkennen, dienten allerdings fast ausschließlich

der Strafverfolgung, die Sachfahndungsdatei „dürfte eine vergleichbare Zusammen-

setzung aufweisen wi-e der nationale Sachfahndungsbestand“ (Beschwerdeschrift S. 29).
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Auch diese Argumente bedürfen, falls es für die Verfassungsfrage auf sie ankommen

sollte, in tatsächlicher Hinsicht der Überprüfung, die sich auf der Grundlage eines dem-

nächst acht .lahre alten- und damals fraglos zutreffenden Sclıriftsatzes, wie der Be-

schwerde¿ihrer es unternimmt, heute nicht mehr bewerkstelligen lässt. Ebenso wenig

sind für die gegenwärtige Rechtslage die vom Beschwerdeführer für die Jahre 2004 bis

2007 genannten Erfahrungen (Beschwerdeschrift S. 35-36, 40, 47) maßgeblich, zumal

die damaligen Versuchsanordnungen nicht bekannt sind ganz abgesehen davon, dass das

Maß eines Erfolges stets relativ ist und mit den Ergebnissen anderer Fahndungsmetho-

den verglichen werden müsste.

In erster Linie Aufgabe der Fachgerichte ist es schließlich, sich mit der Auslegung von §

l4a i. V. m. § 18 HSOG und des § 22 Abs. 1 HSOG auseinanderzusetzen. Der Be-

schwerde¿íhrer leitet die Verfassungswidrigkeit der automatischen Kennzeichenerfas-

sung und der Datenübermittlung aus einem Verständnis dieser Vorschriften ab, das

durchaus zweifelhaft erscheint; hierzu wird noch Stellung zu nehmen sein. Zwar steht

die Befugnis und Verpflichtung des Bundesverfassungsgerichts zur Interpretation der

ihm als verfassungswidrig vorgelegten Normen am Maßstab des Grundgesetzes außer

Frage. Das ändert indessen nichts daran, dass es zunächst die mit dem Landespolizei-_

recht vertrauten Verwaltungsgerichte sein sollten, ihm - letztlich mit Hilfe des Hessi-

schen Verwaltungsgerichtshofes - nach Aufklärtmg des im Einzelfall entscheidungser-

heblichen Sachverhalts eine für- das Land maßgebliche Interpretation an die Hand zu

geben.

V.

Lässt man diese Zulässigkeitsbedenken außer Betracht, darm erweist sich die zunächst

gegen die automatische Kennzeichenerfassung gerichtete Verfassungsbeschwerde, so-

weit nicht einzelne Rügen schon -deshalb unzulässig sind, weil die beanstandeten Rege- -

lungen den Beschwerdeführer gar nicht betreffen, jedenfalls als unbegründet.

1. Die Regelung des § 14a HSOG hält sich - auch in Verbindung mit § 18 HSOG - im

Rahmen der dem Land zustehenden Gesetzgebungskompetenz. Die konkurrierende

Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes fiir das gerichtliche Verfahren aus Art. 74

Abs. l Nr. l GG hat dadurch, dass der Bund sie in Anspruch genormnen hat, die
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grundsätzliche Zuständigkeit der Länder aus Art. 70 Abs. 1 GG nicht in vollem Um-

fang verdrängt (Art. 72 Abs. -1 GG), die konkurrierende Zuständigkeit für die Rege

lung des Straßenverkehrs und des Kraftfahrwesens (Art. 74 Abs. 1 Nr. 22 GG) ist von

vornherein nicht betroffen. '

Mit Urteil vom 11. März 2008

l BvR 2074/05 und 1 BvR l254f07 = BVerfGE 120, 378

hat das Bundesverfassungsgericht die ursprüngliche, durch Gesetz vom 15. De-

zember 2004 (GVBI. I S. 444") einge¿ılute Regelung der automatischen Kennzei-

ehenerfeeetmg in § 14 Abe. 5 Hsoo S

„Die Polizeibehörden können auf öffentlichen Straßen und Plätzen Daten
von Kraftfahrzeugkemızeic.hen zum Zwecke des Abgleichs mit dem Fahn-
dungsbestand automatisiert erheben. Daten, die im Fahndungsbestand nicht
enthalten sind, sind unverzüglich zu löschen.“

¿ir unvereinbar mit Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 des Grundge-

setzes und deshalb für nichtig erklärt. Zunächst der Gesetzentwurf der damaligen

Regierungsfraktionen vom 30. Juni 2009 (LT-Drs. 187861) und sodann das Gesetz

vom 14. Dezember 2009 (GVBI. I S. 635) haben sich bemüht, den Vorgaben des

Bundesverfassungsgerichts zu folgen. Die Kompetenzfrage hatte das Gericht frei-

lich offengelassen, da § 14 Abs. 5 HSOG schon inhaltlich verfassungswidrig war,

BVerfGE 120, 378, 401, 432

hatte jedoch gleichzeitig als ¿ir die Verhältnismäßigkeit beispielhaft auf § 36a des

Brandenburgischen Polizeigesetzes verwiesen. Daraus und aus den inhaltlichen

Beanstandungen und Hinweisen am Maßstab des informationellen Selbstbestim-

mungsrechts -hat der Landesgesetzgeber den Schluss gezogen, dass ihm eine Neu-

regelung der automatischen Kennzeichenerfassung kompetenziell nicht ve-nvelirt

sei.

LT-Drs. l8/861 S. 11
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Dem ist zuzustiımnen. Die in § 14a HSOG zugelassene automatische Kermzei-

chenerfasstmg gehört dem allgemeinen Polizeirecht an (aa) und verbleibt im Übri-

gen in einem Regelungsbereich, den der Bundesgesetzgeber bislang nicht an sich

gezogen hat (bb).

Die Polizeibehörden des Landes als Normadressaten ımd die Aufgaben, die mit

Hilfe der Aufzeichnung von Fahrzeugbildem und der Kennzeichenerfassung

wahrgenommen werden dürfen, werden in § 14a Abs. 1 Satz l HSOG unmissver-

ständlich als Gefahrenabwehr und als vorbeugende Bekämpfung von Straftaten

bezeichnet. § 1 HSOG versteht als Gefahrenabwehr die Abwehr von Gefahren für

die öffentliche Sicherheit und Ordnung (Abs. 1) und als vorbeugende Bekämpfung

von Straftaten die Verhütung zu erwartender sowie die Vorsorge für die Verfol-

gurıg künftiger Straftaten (Abs. 4). Regelungsgenstand ist danach sowohl das all-

gemeine Gefahrenabwehrrecht, das von vornherein nicht in den Kompetenzbe-

reich des Bundes fallt, sondern als Polizeirec-ht in die Zuständigkeit und zum

Hausgut der Länder gehört, wie die Verfolgungsvorsorge, die zwar repressiven

Charakter hat ımd deshalb ztun gerichtlichen Verfahren im Sinne von Art. 74 Abs.

1 Nr. 1 GG zählt, aber bundesrechtlich kaum geregelt und deshalb der Landesge-

setzgebung zugänglich ist. Den Schwerpunkt des Gesetzes bilden freilich die prä-

ventiv-polizeilichen Aufgaben. .

Die Aufgabe der Gefahrenabwehr formuliert es gleich mehrfach - einleitend schon

in der allgemeinen Ermächtigungsnorm des § 14a Abs. 1 Satz 1 HSOG Lmd ein

weiteres Mal in der Verweisung auf § 18 Abs. 1 HSOG. Für die in der Gesetzes-

begründung hervorgehobene verdeckte Kemızeichenerfassung gilt diese Anknüp-

fung an die Aufgabe der Polizei in noch stärkerem Maße. Sie ist nach § 13 Abs. 7

Satz 2 HSOG „nur soweit zulässig, als auf andere Weise die Er¿illung gefahren-

abwehrbehördlicher oder polizeilicher Aufgaben erheblich gefährdet würde oder

wenn anzunehmen ist, dass dies dem überwiegenden Interesse der betroffenen

Person entspricht“. Die durch einen positiven Abgleich gewormenen Daten dürfen

nur weiterverarbeitet werden, soweit dies für Zwecke der Gefahrenabwehr erfor-

derlich ist (§ l4a Abs. 4 Satz 4 HSOG). Die Bezugnahme des § 18 Abs. 1 auf

§ 1 HSOG berücksichtigt zugleich den Umstand, dass die Polizeibehörden dieje-
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nigen Aufgaben zu er¿illen haben, die 'ihnen außerhalb des Hessischen Gesetzes

über die öffentliche Sicherheit und Ürdntmg zugewiesen 'werden (§ l Abs. 2

HSOG) - eine nur aus .Gründen der Vollständigkeit genannte Selbstverständlich-

keit, die solange unbedenklich bleibt, als die Aufgabenzuweistmg nichtim Einzel-

fall ihrerseits kompetenzwidrig ist; Dafür gibt es jedoch keine Anhaltspunkte.

Denkbar sind allerdings gegenständliche Übersclmeiduugen mit buudcsrechtlich

begründeten Aufgaben etwa im strafprozessualen Ermittlungsverfahren (vgl. nur §

163 StPO), die § 1 Abs. 2 HSOG den Polizeibehörden auch landesrechtlich zu-

weist. Konflikte bei der Auswahl der Rechtsgrtmdlage für polizeiliches Einschrei-

ten werden dann mit Hilfe der Subsidiaritätsklausel des § 3 Abs. 1 Satz 2 bis 3

und Abs. 3 HSOG verınieden und werfen daher keine Kompetenzfragen auf. Auch

der subsidiäre Schutz privater Rechte (§ l Abs. 3 HSOG) gehört zu den herkömm-

lichen Aufgaben der Polizei.

S. nur Klausener/Kerstiens.fKempner, Das Polizeiverwaltungsgesetz vom 1.
Juni 1931, 1932, § 14 Anm. 8 S. 82f. '

Wenn der Landesgesetzgeber unter diesen hinsichtlich der Gefahrenabwehr nach-

drücklich formulierten Voraussetzungen die automatische Kemizeichenerfassung

zulässt, hält er sich allemal in den Grenzen seiner Kompetenz aus Art. 70 GG.

Polizeiliches Handeln kann im Zusammenhang mit oder aus Anlass von möglich-

erweise begangenen oder bevorstehenden Straftaten freilich doppelfunktionalen,

sowohl repressiven wie präventiven Charakter aufweisen. Wird mit Hilfe der au-

tomatischen Kemızeichenerfassung etwa nach einem gestohlenen Fahrzeug ge-

sucht, kann es im Rahmen der repressiven-E-rmittlungstätigkeit um die Fahndung

nach dem Täter, präventiv aber auch um die Abwehr einer konkreten, in der fort-

dauernden Eigentums- und Besitzstörung liegenden Gefahr für die öffentliche Si-

cherheit gehen. Unter dem Blickwinkel der Gesetzgebungskompetenz lässt sich

diese Gemengelage dadurch auflösen, dass eine Maßnahme, die der Bundesge-

setzgeber für den ihm zur Verfügung stehenden Regelungsbereich der Repression

nicht vorgesehen hat, vom Landesgesetzgeber tmd sodann mit entsprechender

Zielsetzung von den Polizeibehörden als präventives Handlungsinstrument einge-

setzt wird.
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Dazu Graulich, NVwZ 2014,.685, 689 f., und ähnlich Guckelberger, NVWZ
2009, 325, 354

Soweit die automatische Kemızeichenerfassung Zwecken der Gefahrenabwehr

dient, liegt die Kompetenzgrtmdlage für § l4a HSOG daher in Art. 70 GG.

Aber auch den weiteren Einsatzzweck der vorbeugenden Straftatenbekämpfung

darf der Landesgesetzgeber in eigener Zuständigkeit in dem hier gewählten Um-

fang seinen Polizeibehörden vorgeben.

Die Verfolgung zumindest möglicherweise begangener Straftaten im strafpro-

zessualen Ermittlungsverfahren wird nach allgemeiner Auffassung dem gerichtli-

chen Verfahren im Sinne von Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG zugerechnet

So etwa Degenhart in: Sachs, Grundgesetz, 7. AuÀ. 2014, Art. 74 Rdn. 26;
Maunz in: Maunz-Dürig, Grundgesetz, Stand: Oktober 1984, Art. 74 Rdn.
81-82; Oeter in: v. Mangoldtf'Klei11f'Starck, Grundgesetz, 6. AuÀ. 2010, Art.
74 Rdn. 25; Stettner in: Dreier, Grundgesetz, 2. AuÀ. 2006, Art. 74 Rdn. 27
und Supplementum 2007 Art. 74 Rdn. 28

und umfasst insgesamt „die Verhinderung, Aufklärung und Verfolgung von Straf-

taten“.

BVerfGE 30, 1, 29

Die Konturen dieses Kompetenztitels hat das Bundesverfassungsgericht dadurch

schärfer gefasst, dass es die - repressive - Verfolgungsvorsorge gegen die - präven-
1-

tive - Verhütung von Straftaten abgrenzt: Auch die „Vorsorge für die Verfolgung

noch gar nicht be-gangener, sondem in Lmgewisser Zukunft bevorstehender Strafta-

ten“ ordnet es dem gerichtlichen Verfahren zu, während die Verhütung von Straf-

taten durch „Maßnal1men, die drohende Rechtsgutsverletzungen von vornherein

tmd in einem Staditurı verhindem sollen, ir1 dem es noch.nicht zu strafwürdige-m

Umecht gekommen ist“, in der Zuständigkeit der Länder belässt.
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BVerfGE 113, 343, 369; Braun, BayVB1. 2011, 549, 550; ebenso wohl Den-
ninger in: DenningerfRachor, Handbuch des Polizeirechts, 5. Aufl. 2012,
Kap. D Rdn. 176, 199 - 201 S. 255, 263

Die Verfolgungsvorsorge wirkt danach nur „in zeitlicher Hinsicht präventiv, be-

trifft aber gegenständlich das repressiv ausgerichtete Strafverfahren“

Ebenda S. 370 -

und fällt deshalb in die Gesetzgebungskompetenz des Bundes. Ihr Gegenstand ist

typischerweise die Beschaffung und Sicherung von Beweismitteln, die zur Unter-

stützung der Ermittlungsarbeit bei erst noch bevorstehenden, aber als möglich ab-

sehbaren Straftaten ín Betracht kommen. Soweit die entsprechenden Regelungen

ausschließlich der Beweissicherung für künftige Strafverfahren gelten, gehören sie

demnach dem Strafverfahrensrecht an.

Karnmcrbesclıluss BVerfGE 103, 21, 31; ob es dabei „immer um Fälle ge-
hen (muss), in denen tatsäclılic-he Anhaltspunkte für den Verdacht bestehen,
dass bestimmte strafbare Handlungen geplant, begangen werden oder be-
gangen worden sind“ (Maunz a.a.O. Art.. 74 Rdn. 82), mag hier offenblei-
ben.

Das schließt freilich die Länderkompetena aus Art. 70 GG nicht von vornherein,

sondern nach Art. 72 Abs. l GG lediglich insoweit aus, als der Bund von seiner

eigenen Kompetenz auch abschließend Gebrauch gemacht -hat. Wie § 6 Abs. 1

i. V. rn. § 3 Abs. 1 EGStPO zeigt, hat er für den Sachbe-reich der „prozessrechtli-

chen Vorschriften“ eine solche erschöpfende Regelung getroffen. Sie steht einer

Länderkompetenz für das Verfahren und die lnstrtnnente der Verfolgungsvorsorge

jedoch nicht entgegen.

Der kodi¿katorisc-he Anspruch des § 6 EGStPÜ erfasst noch vor der Entscheidung

der Staatsanwaltschaft über die Erhebrmg der Anklage oder eine anderweitige

Verfahrenserlecligung in vollem Umfang die staatsanwaltschaftliche und polizeili-

che Ernrittlrmgstätigke-it, die durch den Verdacht einer möglicherweise begange-

nen Straftat ausgelöst wird. Die Strafverfolgungsvorsorge gehört nicht dazu. In
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diesem Bereich hat der Bımdesgesetzgeber seine Gesetzgebungskompetenz nur

punktuell und gerade nicht mit dem Anspruch auf eine erschöpfende Regelung

genutzt: § 81b StPO sieht die Aufnahme von Fingerabdrücken und Lichtbildern

des Beschuldigten auch ¿ír die Zwecke des Erkennungsdienstes vor, gestattet also

- freilich aus Anlass eines konkreten Errnittlungsverfahrens - '

Dazu statt aller Meyer-Goßner, Strafprozessordnung, 55. AuÀ. 2012, § 31b
Rdn. 7 `

präventive, deshalb typischerweise dem materiellen Polizeirecht zuzurechnende

und den Rechtsweg zu den Vervvaltı.1ngsgerichten eröffnende Maßnahmen. § 81g

StPO lässt die DNA-Analyse „zur Identitätsfeststellung in künftigen Strafverfah-

ren“ zu, urıd „für Zwecke künftiger Strafverfahren“ dürfen die Strafverfolgungs-

behörden Daten des Beschuldigten speichern, verändern tmd nutzen (§ 48.4 Abs. 1

StPO). Es gibt, soweit ersichtlich, keinen Hinweis darauf, dass der Bundesgesetz-

geber es bei diesen Maßnahmen der Strafverfolgungsvorsorge schlechthin belas-

sen und den Ländern die Zuständigkeit für weitergehende polizeirechtliche Rege-

lungen dieses Sachbereichs aus der Hand nehmen wollte. Davon geht auch der

hessische Gesetzgeber aus. Das Anderungsgesetz vom 14. Dezember 2009, das

die im vorliegenden Verfahren angegriffenen §§ 14a und 22 Abs. 1 Satz 2 HSOG

eingeführt hat, hat gleichzeitig aus der Ursprungsfassung des § 1 Abs. 4 HSOG

über die Straftatenverhüturıg und die Verfolgung künftiger Straftaten den Zusatz

„im Rahmen der Gefahrenabwehr“ gestrichen. Dafür war die Überlegung maßge-

bend, dass die Verfolgung künftiger Straftaten zwar nicht der Gefahrenabwehr zu-

zurechnen, der darauf deutende Zusatz also verfehlt sei, der Bundesgesetzgeber

aber die Zuständigkeitsfrage nicht beantwortet und die Entscheidung daher den

Ländern überlassen habe.

- LT-Drs. 18/861 S. 10f.; zur ähnlichen Betrachtungsweise in Bayern s.
KempÀer/Käß, BayVBl. 2011, 556, 552; Bildaufnahrnen außerhalb von
Wohnungen ebenso das Landesverfassungsgericht Sachsen-Anhalt, Urteil
vom 11.11.2014 LVG 9f13, Urteilsausfertigung S. 28

Dem Bundesverwaltungsgericht

Urteil vom 25.01.2012 6 C 9f11, jtuis Rdn. 36, und im Anschluss daran
Graulich, NVWZ 2014, 685; ebenso .schon Horrunann, Hessisches Gesetz



_3Ü_

über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG), 2. AuÀ. 2008, § 1
Rdn. 53 S. 44 ' _

ist daher zuzustinnnen, wemr es die normative Unabgeschlossenheit der Strafpro-

zessordnung für Maßnahırıen der Strafverfolgungsvorsorge betont. -

Der Bundesgesetzgeber hat aber nicht nur diese Materie lückenhaft tmd deshalb

ohne kodi¿katorischen Anspruch normiert. Gleichzeitig hat er auch offengelassen,

mit welchen Verfahren und Mitteln die Länder ihre Polizei ausstatten dürfen,

wenn sie ihr die Aufgabe der Vorsorge für die Verfolgung künftiger Straftaten

übertragen. Zutreffend hat das Bundesverfassungsgericht daher - in diesem Fall

mit negativem Ergebnis - untersucht, ob ihnen für die ihnen überlassene Strafver-

folgungsvorsorge das Mittel der Telekorrurıurıikationsüberwachung zur Verfügung

steht.

BVerfGE 113, 348, 371-375
Es ist daher zumindest ungenau, die Strafprozessordnung anscheinend ins-
gesamt als „abschließende Kodi¿kation“ zu verstehen, „so dass die Länder
nur aufgrund ausdrücklicher Vorbehalte gesetzgeberisch tätig werden könn-
ten“ (Kunig in: v. MünchfKunig, Grundgesetz-Konnnentar, 6. AuÀ. 2012,
Art. 74 Rdn. 18). ` _

Nach diesem Ansatz kann sich die Regelung des § 14a Abs. 1 HSOG sowohl über

den Gebrauch technischer Mittel zur automatischen Bilderspeicherung und'Kenn-

zeichenerfassung wie über deren Zweckbestimmung nicht nur zur Gefahrenab-

wehr, sondern auch zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten auf die allge-

meine Gesetzgebungskompetenz der Länder aus Art. 70 GG stützen. Die Rege-

lungen des Bundes über die Herstellung von Bildaufnahmen und den Einsatz von

technischen Observationsmitteln ohne Wissen des Betroffenen (§ 100h StPO),

über die Einrichtung von Kontrollstellen (§ lll Abs. 1 StPO) und über die Aus-

schreibung von Fahrzeugkennzeichen (§ l63e Abs. 2 StPO) stehen dem schon

deshalb nicht entgegen, weil sie mindestens den Verdacht einer bereits begange-

nen Straftat voraussetzen und für die Zuständigkeitsverteilung im Bereich der

Strafverfolgungsvorsorge daher bedeutungslos sind.

_ Die landesrechtliche Ennächtigung zur automatischen K_.ennzeichenerfas-
sung wird daher von der Rechtsprechung als kompetenzkonform angesehen:
VG München, Urteil vom 23.09.2009 M 7 K 08.3052 juris Rdn. 24; Bay.
VGH, Urteil vom 17.12.2012 10 BV 09.2641 jtuis Rdn. 82-85 (beide aller-
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dings unter Betonung des primär präventiven Zwecks der Kennzeichenerfas-
sung, während der Bay. VGH [juris Rdn. 86-88] die Zulässigkeit des Einsat-
zes für Strafverfolgungszwecke bezweifelt, ohne jedoch das Problem der
Strafverfolgungsvorsorge in den Blick zu nehrnen); das Revisionsurteil des
Bundesverwaltungsgerichts vom 22.10.2014 6 C 7/13 geht auf die Kompe-
tenzfrage nicht ein, weil es schon einen abwehrfáhigen Grundrechtseingtriff
nicht feststellen kann.

Aber auch unabhängig von dieser Differenzierung nach Regelungsbereichen

spricht nichts dafür,-dass -der Bundesgesetzgeber mit dem derzeitigen Verzicht auf

die Einfuhrung automatischer Kemrzeichenlesegeräte eine erschöpfe-nde Negativ-

Regelung zu Lasten der Länder getroffen hätte. Selbst wenn er als „besondere ¿ir

Observationszwecke bestimmte technische Mittel“ (§ 100h Abs. 1 Satz 1 Nr. 2

StPO) auch Kennzeichenerfassungsgeräte verstanden haben sollte,

Zumindest sind solche Geräte nach Auskunft der Bundesregiertmg (BT-Drs.
17/14794, 18/3581) auf dieser Rechtsgrundlage zu Fahndungszwecken ein-
gesetzt worden. ' _

kann nicht angenommen werden, er habe - jedenfalls im Übrigen - „absichtsvoll

auf eine Befugnisnorm in der Strafprozessordnung verzichtet“ und damit eine

Vollregelung getroffen. .

So aber Petri in: DenningerfRacl:>.or, Handbuch des Polizeirechts, 5. AuÀ.
2012, Kap. G 567 S. 899f.; ähnlich Hornmanrı, NVWZ 2010, 292, 293f., und
LKRZ 2010, 121, 123f.; anders Bodenbenner/Heinemamı, NVwZ 2010,
679, 680; Guckelberger, NVwZ 2009, 352, 354f.

Hinweise darauf gibt es, soweit erkennbar, nicht. Allein aus der mehrjährigen Un-

tätigkeit eines Gesetzgebers, dem dieses Instrument seit langem bekannt ist, lässt

sich schon methodisch nicht ableiten, dass er gerade durch sein Schweigen eine

abschließende Regelung getro¿en hätte.

So aber Petri a.a.O.

Die Bezugnahme des § 14a Abs. 1 HSOG auf die Tatbestandsmerkmale des § 18

HSOG als Voraussetzungen der automatischen Kennzeichenerfassung hält sich im

Rahmen der nach alledem bestehenden Gesetzgebungskompeterız des'Landes.
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§ 18 Abs. 1 HSOG macht die'Z.u1ässigkeit einer Identitätsfeststellung davon ab-

hängig, dass mit ihr eine Gefahrabgewehrt, Aufgaben aufgrund anderer Rechts-

vorschriften erfüllt oder private Rechte geschützt werden sollen. Die tatbestandli-

che Verweisung des § 14a Abs. 1 Satz 1 HSOG auf § 18 Abs. 2 Nr. 1, 3 bis 6

HSOG hat deshalb zur Folge, dass die dort genarmten Übermittlungsvorausset-

zungen ¿ír die automatische Kennzeichenerfassung nur gelten, wemr sie zur Ge-

fahrenabwehr oder zur vorbeugenden Straftatenbekärnpfung eingesetzt wird. Da-

mit ist die Abhängigkeit der Kennzeichenerfasstmg von dem in § 1 Abs. 1 bis 4

HSOG im Rahmen der Landeskompetenz beschriebenen polizeilichen Auftrag ge-

sichert. .

Die Regelung des nachfolgenden Kermzeichenabgleichs in § 14a Abs. 2 Satz 1 bis

3 HSOG hält sich gleichfalls in den Grenzen dieser Kompetenz, ohne in diejenige

des Bundes überzugreifen. Welche Dateien zu präventiv-polizeilichen Zwecken

für den automatischen Abgleich herangezogen werden dürfen, ist jedenfalls für die

Kompetenzfrage bedeutungslos. Das gilt auch für die Auswahl der Gründe, die die

Ausschreibung der Kennzeichen veranlasst haben (§ 14a Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 bis 4

HSOG) und den für den Kennzeichenabgleich relevanten Fahndungsbestand redu-

zieren.

Die konkurrierende Zuständigkeit des Bundes für die Regelung des Straßenver-

kehrs und des Kraftfahrwesens (Art. 74 Abs. 1 Nr. 22 GG) ist offenkundig nicht

betroffen.

Die Verordnungsermächtigung des § 6 Abs. 1 Nr. 11 StVG zur Ermittlung, Auf-

findung und Sicherstellung abhanden gekommener Kennzeichen Lmd Fahrzeuge

grenzt sich von vornherein gegen die Zuständigkeit der Strafverfolgungsbehörden

ab, zu denen im hier behandelten Zusammenhang auch diejenigen Behörden rech-

nen, die mit der Vorsorge ¿ír die Verhüttıng von Straftaten beauftragt sind. Bei

den in § 36 Abs". 5 StVG genamrten „Anlagen zum Abruf im automatisierten Ver-

fahren“ handelt es sich nicht etwa um Keımzeichenlesegeräte. Wie den Zulässig-

keitskriterien dieser Vorschrift zı.r entnehmen ist, geht es vielmehr tmt Geräte, die
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Daten zum Abruf bereithalten, und nicht urn solche, die ihrerseits durch den Ab-

gleich mit den Sachfahndungsdateien Daten abrufen. Das entspricht den Bezug-

nahmen des § 36 Abs. 1 bis 3c StVG auf das Übermittlungsverfahren des § 35

Abs. 1 bis la StVG und dort wiederum auf § 33 Abs. 1 StVG, der sich mit der Da-

tenspeicherung irn örtlichen und im zentralen Fahrzeugregister befasst.

Mit § l4a HSOG hat der Landesgesetzgeber das Verfahren der automatischen

Kennzeichenerfassung auch inhaltlich in Übereinstimmung mit dem Grundgesetz

geregelt. Dabei hat er sich bemüht, die vom Bundesverfassungsgericht in seinem

Urteil vom 11. März 2008 formulierten Anforderungen an den Schutz des hier vor

allem betroffenen informationellen Selbstbestirrımurıgsrechts zu erfüllen. Im Un-

terschied zu der vom Gericht verworfenen ursprünglichen, denkbar knapp gehal-

tenen Regelung des früheren §` 14 Abs. 5 HSOG hat er nunmehr der Zweckbe-

stinnnung der Kemızeichenerfassung, ihren Einsatzbedingungen, dem Verfahren

der Datenerhebung, -verwendung und -löschung sowie den in Betracht kommen-

den weiteren polizeilichen Maßnahmen große Aufmerksamkeit geschenkt und

versucht, denkbaren Streitfragen über das Norrnverständnis möglichst we-nig

Raum zu lassen. Der Vortrag des Beschwerdef.'ıhrers, mit dem e.r die Gründe sei-

ner gegenwärtigen Selbstbetroffenheit darlegen -will, gibt indessen keinen Anlass,

auf das Rege-lungskonzept des Gesetzgebers in vollem Umfang einzugehen. Da

weder der Beschwerdeführer selbst noch sein Fahrzeugkennzeichen in irgendei-

nem in Betracht kommenden Fahndungsbestand enthalten ist, kann er nie zum Op-

fer eines Treffe-rfalles, sondern allenfalls Gegenstand eines unechten Treffers auf-

grund fehlerhafter Kennzeichenerfassung und deshalb nicht in seinem informatio-

nellen Selbstbestimmtmgsrecht verletzt werden.

Nach dem ersten dem Urteil vorangestellten Leitsatz greift „eine automatisierte

Erfassung von Kraftfahrzeugkennzeichen zwecks Abgleichs mit dem Fahndungs-

bestand dann, wenn der Abgleich nicht unverzüglich erfolgt und das Kemrzei-

chen nicht ohne weitere Auswertung sofort und spurenlos gelöscht wird, in den

Schutzbereich des Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs.

1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG) ein.“ Diese Formel, die den technischen

Ablauf von Kennzeichenerfassung und -abgleich an den tatbestandlichen Anforde-
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rungen des infonnationellen Selbstbestimmungsrechts misst, hat def Gesetzgeber

seiner Neuregelung zugrunde gelegt. - r

Sie beschreibt. das zugelassene Verfahren als automatische Bildaufzeichnung und

Kennzeichenerfassung durch den Einsatz technischer Mittel (§ 14a Abs. 1 Satz 1
ı

L

HSOG) und schließt daran den gleichfalls automatischen Abgleich mit näher be-

zeichneten Fahndungsdateien an, der sofort nach der Datenerhebung stattzu¿nden

hat (Abs. 2 Satz 1 und 4). Im Nichttrefferfall des Abs. 3 sind die Daten sofort und

wiederum automatisiert zu löschen, ohne dass ihre Erhebung und ihr Abgleich

protokolliert werden dürfen; die Dokurnentationspflicht des § 14a Abs. 1 Satz 4

HSOG betrifft lediglich den „Einsatz technischer Mittel“, soll 'also Zeit, Ort Lmd

Grund der Aufstellung automatischer Kemrzeichenlesegeräte, aber nicht die Er-

gebnisse ihres Einsatzes überprüibar festhalten.

Dieses -Verfahren stellt mit der wiederholten Betonung seines automatischen Ab-

laufs sicher, dass im Nichttrefferfall jede Möglichkeit menschlicher Kenntnis- und

Einflussnahme ausgeschlossen ist und überdies die Daten nicht länger erhalten

bleiben, als dies für ihren Abgleich erforderlich ist. Auf diese minimale Verweil-

dauer lässt sich andererseits nicht verzichten, wenn ein Abgleich überhaupt mög-

lich sein soll - automatische Datenerhebung mit ebenso automatischer Datenlö-

schung ohne den Zwischenschritt des Abgleichs wäre offenkundig- funktionslos.

Ein Eingriff in den Schutzbereich des informationellen Se-lbstbestimmungsrechts

ist bei dieser Vorgehensweise in Nichttrefferfällen von vomherein ausgeschlossen.

Das entspricht den verfassungsrechtlichen Maßstäben. Danach liegt ein Eingriff

erst dann vor, „werm das Kemızeichen nicht unverzüglich mit dem Falmdungsbe-

stand abgeglichen und ohne weitere Auswertung sofort wieder gelöscht wird“,

BVerfGE 120, 378, 397

und er scheidet aus, „wenn der Abgleich mit dem Fahndungsbestand unverzüglich

vorgenommen wird tmd' negativ ausfällt (sogenarmter Nichttrefferfall) sowie zu-

sätzlich rechtlich und technisch gesichert ist, dass die Daten anonym bleiben und

sofort spurenlos und ohrıe die lvíöglichkeit, einen Personenbezug herzustellen, ge-

löscht werden“.
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. 1.

BVerfGE 120, 378, 399; ebenso BVerwG, Urteil vom 22.10.2012 6 C 7/13,
juris Rdn. 27 - 28; Bay. VGH, Urteil vom 17.12.2012 10 BV 09.2641, juris
Rdn. 69; Braun, BayVBl. 2011, 549, 551; Kramer/Fiebig, LKRZ 2010, 241,
244; abl. dagegen Breyer, NVwZ 2008, 824f.

Die in § l4a Abs. 3 HSOG vorgeschriebene automatische Löschung und das Pro-

tokollierungsverbot stellen eben das sicher. Technische Unzuläirglichkeiten sind

weder bekannt noch werden sie in der Verfassungsbeschwerde behauptet. Wird

das Kennzeichen des Beschwerde¿ilırers also in dieser Weise automatisch erfasst,

automatisch abgeglichen und, da es im Fahndungsbestand nicht enthalten ist, au-

tomatisch tmd in jeder Hinsicht spurenlos wieder gelöscht, ist schon der Schutzbe-

reich seines infornıationellen Selbstbestimrnungsrechts nicht berührt.

Ebenso Braun, BayVBl. 2011, 549, 551

Soweit er gegen diese Variante der automatischen Kennzeichenerfassung vorgeht,

erweist sich seine Verfassungsbeschwerde daher als unbegründet. '

Unter dem Gesichtspunkt des informationellen Selbstbestimmungsrechts sind

vielmehr die Trefferfalle von Bedeutung. Sie treten ein, wenn das Kennzeichen,

das zur Fehlervermeidung nur bei seiner vollständigen Erfassung zum Abgleich

herangezogen werden darf (§ 14a Abs. 3 Satz 4 HSOG), im Fahndtmgsbestand

enthalten ist (§ 14a Abs. 4 Satz 1 HSOG), deshalb im Speicher festgehalten wird

und zum Ansatzpunkt für weitere Maßnahmen werden kann.

BVerfGE 120, 378, 399f.; Bratm, BayVBl. 2011, 549, 551

Sollten die hier¿ir geltenden Vorkehrtmgen den Anforderungen des Bundesverfas-

sungsgerichts nicht entsprechen, körmte die gesetzliche Regelung im Umfang ihrer

Unvereinbarkeit mit Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG verfas-

sungswidrig sein. Darauf konunt es irn Fall des Beschwerdeführers jedoch nicht

an. '
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Er trägt nicht vor, dass er selbst oder sein Fahrzeugkennzeichen in irgendeinem

für den Abgleich heranzuziehenden Fahndungsbestand erfasst wäre oder auch nur

erfasst sein könnte. Augenscheinlich vermutet er das nicht eimnal - täte er es, dann

hätte er sich um Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten bemüht

und das Ergebnis seiner Bemühungen, jedenfalls aber den Grund für seine An-

nahme vorgetragen, Objekt des Fahndungsbestandes zu sein. .

Das Bundesverfasstmgsgericht

BVerfGE 120, 378,397

hält einen solchen Vortrag allerdings tür entbehrlich, „weil sich der Beschwerde-

führer dadurch unter Umständen selbst. einer Straftat bezichtigen müsste“. Dieser

Einwand gegen das Erfordernis eines substantiierten Vortrags zur Selbstbetroffen-

heit überzeugt indessen aus tatsächlichen Gründen nicht. In der Fahndungsdatei

werden Kemrzeichen erfasst, sobald nach ihnen, nach den dazugehörigen Fahrzeu-

gen, ihren Benutzern oder nach den Haltern gesucht wird. Diese Suche kann im

Einzelfall auch durch eine Straftat veranlasst sein. Teilt der Halter als Beschwer-

deführer dem Bundesverfassungsgericht die Tatsache der Erfassung seines Knu-

zeichens mit, be-zichtigt er sich damit ebenso wenig einer Straftat wie ein Be-

schwerdeführer, der sich etwa gegen gerichtliche oder polizeiliche Strafverfol-

gtmgsmaßnalımen i.n einem gegen ihn anhängigen Strafverfahren wehrt. ln beiden

Fällen erfahren die davon vielleicht unterrichteten Strafverfolgungsbehörden

durch einen solchen Vortrag nicht mehr, als sie ohnehin schon wissen: dass das

personenbezogene Datum vorhanden oder das Strafverfahren anhängig ist. Von

einer Selbstbezichtigtmg, sich tatsächlich strafbar gemacht oder die Aufnahme des

Dattnns in den Fahndungsbestand vorwerfbar herbeigeführt zu haben, kann in sol-

chen Fällen schwerlich gesprochen werden.

Die tatsächlichen Voraussetzungen eines Trefferfalles hätte der Beschwerdeführer

nach alledem vortragen müssen. Auf der Grundlage seiner Angaben scheidet ein

Trefferfall somit aus, ein Eingriff in den Schutzbereich seines informationellen

Selbstbestimmungsrechts kommt nicht in Betracht. -
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Damit könnte er nur Opfer eines vom Bundesverwaltungsgericht

Urteil vom 22.10.2014 6 C 7713, juris Rdn. 29

so genannten und vom Bayerischen Verwaltungsgerichtshof .

Urteil vom 17.12.2012 10 BV 09.2641,juris Rdn. 75-79

näher behandelten „unechten Treffers“ werden. In diesem Fall wird das Kermzei-

chen seines Fahrzeugs automatisch erfasst, mit dem Fahnungsbestand abgeglichen

und dann - etwa aufgrund eines Erfassungsfehlers - zu Unrecht einem 'dort vor-

handenen Datum zugeordnet. Der das Lesegerät bedienende Polizeibeamte wird

auf diesen Fehler jedoch turıgehend aufmerksam, der das Kemrzeichen als Grund-

lage weiterer Maßnahmen unbrauchbar macht, und gibt den Befehl „verwerfen“

ein, so dass das Kemızeichen urıd mit ihm der Hinweis auf den Halter anschlie-

ßend spurenlos und anonym gelöscht wird. -

Das Risiko der Fehlerfassung ist äußerst gering: In seiner Antwort vom
11.09.2013 auf eine parlamentarische Anfrage (LT-Drs. 18/7590) hat der
Hessische Minister des Innern und für Sport tür den Erfassungszeitraum
vom 02.12.2010 bis zum 30.06.2013 die Gesamtzahl der abgelesenen Kenn-
zeichen mit 4.309.526 und die Anzahl der Ablesefehler mit 24.780, also mit
0,575 % angegeben. Die absolute Zahl von 40.000 bis 50.000 Ablesefehlern
im Monat, von denen der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (ebenda juris
Rdn.' 77) ausgeht, ist demgegenüber wenig aussagekräftig, solange sie nicht
in Beziehung zur Gesamtzahl der erfassten Kennzeichen gesetzt wird..

Der Ablauf der Fehlerermittlung und anschließenden Kermzeichenlöschung hat

zur Folge, dass auch im Fall des unechten Treffers das tungehend, allerdings nicht

automatisch zu löschende Datum nicht in der Weise für die Polizei verfügbar ge-

macht wird, dass der Erfassung weitere Maßnahmen folgen könnten.

Zu diesem Kriterium BVerfGE 120, 378, 400f.
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Das Bundesverfassungsgericht sieht in der Inforrnationserhebtmg einen Eingriff,

„soweit sie die Informationen für die Behörden verfügbar macht und die Basis für

einen nachfolgenden Abgleich mit Suchkriterien bildet. . .. Maßgeblich ist, ob sich

bei einer Gesarntbetrachtung mit Blick auf den durch den Überwachungs- und

Verwendtmgszweck bestinnnten Zusammenharıg das behördliche Interesse an den

betroffenen Daten bereits derart verdichtet hat, dass ein Betroffensein in einer ei-

nen Grundrechtseingriff auslösenden Qualität zu bejahen ist.“ '

BVerfGE 120, 378, 398

lm Fall eines unecht.en Treffers beschränkt sich das Interesse der Polizei darauf,

den Fehler zu erkennen und die Darstellung des unrichtig erkannten, für den Ab-

gleich untauglic-hen Kennzeichens umgehend wieder zu löschen: „Das behördliche

Interesse ist in diesem Stadium nur ein systembezogenes Korrekturinteresse“,

BVerwG, Urteil vom 22.10.2014 6 C 7713, juris Rdn. 29

das weitere, für den Trefferfall vorgesehene Maßnahmen (§ 14a Abs. 4 HSOG)

gerade verhindern soll.

Sollte der Beschwerdeführer also Opfer eines unechten Trefferfalles werden, wür-

de die scheinbare Erfassung seines Fahrzeugkennzeichens jedenfalls nicht in den

Schutzbereich seines inforınationellen Selbstbestimmtmgsrechts eingreifen. Auch

insoweit ist die Verfassungsbeschwerde daher unbegründet.

Auf die weiteren Rügen, die die Verfassungswidrigkeit. von § 14a HSOG belegen

sollen, kommt es unter diesen Umständen nicht an. Wenn im Nichttreffer- wie im

unechten Trefferfall sein informationelles Selbstbestimmungsrecht von vornherein

nicht berührt und nach dem Vortrag des Beschwerdeführers ein echter Trefferfall

nicht besorgen ist, kann die Frage, unter welchen Voraussetzungen Kennzeichen-

lesegeräte eingesetzt und mit welchen Dateien' und zu welchen Zwecken die

Kemtzeichen abgeglichen werden, dahingestellt bleiben. Solange der Beschwerde-

führer nicht in einer abgleichstauglichen Fahndungsdatei erfasst ist oder mit guten
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Gründen der Ansicht sein darf, dort erfasst zu sein, will er sich gegen Maßnahmen

zur Wehr setzten, die in sein inforrnationelles Selbstbestinnnungsrecht gar nicht

eingreifen. Damit ist auch sein Abschreckungsargurnent hinfällig. Zu Recht hat

das Bundesverfassungsgericht freilich betont, dass von Maßnahmen, die in großer

Zahl und ohne Anlass Personen in ihren Wirkungsbereich einbeziehen, Ein-

schüchterungseffekte ausgehen, die zur Beeinträchtigung der. Grundrechtsaus-

übung flhren können zumal dann, wenn die Streubreite von Ernıittlungsınaßnah-

men dazu beiträgt, dass Missbrauchsrisiken und ein Gefühl des Überwachtwer-

dens entstehen.

BVerfGE 120, ars, 402, 430

Diese Gefahren sind ernst zu nehmen. Sie sind jedoch nicht als solche, sondern

nur dann grundrec-htsrelevant, wenn ihnen insbesondere staatliche Maßnahmen

zugrunde liegen, die ihrerseits den Schutzbereich von Grundrechten zumindest be-

riihren. Davon kann nach den Maßstäben des Bundesverfassungsgerichts im

Nichttreffer- wie im unechten Trefferfall, wie sie für den Beschwerde¿íhrer nur in

Betracht kommen können, indessen nicht ausgegangen werden. i

Ebenso Guckelberger NVwZ 2009, 352, 356, die „unter derartigen Gege-
benheit.en^ kaum von einem Überwachungsdruck ¿ir die Fahrzeughalter
sprechen“ will.

Alles in allern lässt ie Beschwerdebegıündrmg nach Art eines Antrags auf Durch-

führung einer abstrakten Norrnenkontrolle außer Acht, dass der Beschwerde¿ihrer

nach seiner substantiierten Darstellung durch die angegriffene Vorschrift selbst,

unmittelbar und gegenwärtig betroffen sein muss. Scheidet eine solche Grund-

rechtsbetroffenheit wie im vorliegenden Falle aus, kann die Verfassungsbe-

schwerde keinen Erfolg haben.

VI.

Die Verfassungsbeschwerde ist ferner insoweit unzulässig, als sie sich gegen § 22

Abs. 1 Satz 2 HSOG richtet.
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Im Hinblick auf die Jahresfrist des § 93 Abs. 3 BVerfGG für die Verfassungsbe-

schwerde umnittelbar gegen ein Gesetz beschränkt sie sich zwar zutreffend darauf,

die Datenübermittlung an Polizeibehörden und -dienststellen der anderen Mit-

gliedstaaten der Europäischen Union und der am Schengen-Besitzstand teilhaben-

den assoziierten Staaten anzugreifen, da § 22 Abs. 1 Satz_2 HSOG erst durch das

am 23. Dezember 2()09.in Kraft getretene Gesetz vom 14. Dezember 2009 (GVBI.

I S. 635) uın diesen Satzteil ergänzt worden ist. Wie bereits ausgeführt ergibt sich

die Unzulässigkeit der Verfassungsbeschwerde jedoch daraus, dass der Beschwer-

de¿ihrer die Möglichkeit hatte und weiterhin hat, die nach seiner Auffassung

rechtswidrige Datenübermittlung durch eine vorbeugende Unterlassungsklage zu

verhindern.

Dieser Hinweis drängt sich hier deshalb auf, weil der Beschwerde¿íhrer keinerlei

Angaben darüber macht, um welche für ihn in Betracht kommenden personenbe-

zogenen Daten es gehen könnte, die die Polizeibehörden „in Erfüllung ihrer Auf-

gaben nach § 1 erlangt haben“ und deren Übermittlung „zur Er¿íllung dieser Auf-

gaben erforderlich ist“ (§ 22 Abs. 1 Satz 1 HSOG). Es mag sein, dass er diese Da-

ten nicht kennt und nicht einmal weiß, ob die Polizeibehörden ihn betreffende per-

sonenbezogene urıd deshalb für eine Übennittlurıg in Betracht kommende Daten

überhaupt gespeichert haben. ln diesem Fall hat er jedoch die Möglichkeit, 'Aus-

kunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten zu fordern (§ 29 Abs. 1 Nr. 1

HSOG). Auf dieser Grundlage mag er sodamt substantiiert vortragen, über welche

seiner personenbezogenen Daten die Polizei ver¿ígt und welche es sein sollen, de-

ren Übermittlung an die Staaten der Europäischen Union und des Schengen-

Raumes zur Erñíllung der polizeilichen Aufgaben aus § 1 HSOG zwar erforder-

lich, aber, wie er meint, unzulässig sein soll. Gerade der von ihm beschworenen

Gefahr des Missbrauchs seiner Daten durch die Empfängerländer lässt sich ohne

eine solche Konkretisierung nicht nachgehen. Dem Bundesverfassungsgericht

wird auch hier ohne den Blick auf die spezifische Betroffenheit des Beschwerde-

¿íhrers, die allenfalls aus seiner Sicht vennutet, einer Entscheidung aber nicht zu-

grtmde gelegt werden kann, eine abstrakte Normenkontrolle sämtlicher bei einer

hypothetischen Datenübermittlung denkbaren Grundrechtseingriffe abverlangt.
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Eine derartige Verfassungsbeschwerde ist unzulässig.

Soweit unter diesen Umständen überhaupt möglich, soll vorsorglich aber auch zur

Begründetheits¿age Stellung genommen werden. Dabei ist, was die Rechtferti-

gung der Vorschrift angeht, der oben (S. 5 - 6) zitierten Gesetzesbegründung we-

nig hinzuzu¿ígen. - .

Mit der Erweiterung des Kreises der Übermittlungsempfinger auf die Mitglied-

staaten der Europäischen Union und des Schengen-Besitzstandes er¿íllt das Land

seine VerpÀichtungen aus dem Rahmenbeschluss 2006f960/.TI des Rates vom 18.

Dezember 2006 über die Vereinfachung des Austauschs von Informationen und

Erkenntnissen zwischen den Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten der

Europäischen Union.

..ABl. L 386/89 vom 29.12.2006, berichtigt in ABI. L 75/26 vom 15.03.2007

Er stützt sich ausdrücklich auf Art. 34 Abs. 2 Buchst. b des Vertrages über die

Europäische Union, ist also, ohne unmittelbar wirksam zu sein, für die Mitglied-

staaten hinsichtlich .des zu erreichenden Ziels verbindlich, überlässt ihnen aber die

Wahl der Form und der Mittel. Danach stellen sie bis zum 19. Dezember 2008

(Art. 11 Abs. 1 in seiner berichtigten Fassung) sicher, „dass den zuständigen

Strafverfolgungsbehörden anderer lvlitgliedstaaten Inforınationen tmd Erkemıtnis-

se gemäß diesem Rahrnenbeschluss zur Verfügung gestellt werden können“ und

„dass für die Zurver¿igungstellung von Informationen und Erkenntnissen an die

zuständigen Strafverfolgungsbehörden anderer Mitgliedstaaten Bedingungen gel-

ten, die nicht strenger sind als die Bedingımgen, die auf nationaler Ebene ftir die

Zurver¿ígungstellung und Anforderung von Informationen und Erkenntnissen gel-

ten“ (Art. 3 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 1). Das Land hat somit in Wahrnehmung sei-

ner Gesetzgebungskompetenz die von dem Beschluss geforderten Bestinnnungen

zu treffen und bei den Anforderungen an die Datenübermittlung nach in-. und aus-

ländischen Adressaten nicht zu differenzieren, soweit der Beschluss nicht Aus-

nahmen gestattet. Als solche zulässigen Vorbehalte kommen „Bedingungen für

die Verwendung der Informationen -und Erkermtnisse“ und „über eine Mitteilung

der Ergebnisse der strafrechtlichen Ermittlungen oder der polizeilichen Erkennt-
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nisgewinnungsverfahren“ in Betracht (Art. 3 Abs. 4 Satz 1 und 2). Hinzu kommen

in Art. 10 mehrere abschließend formulierte, zum Teil zwingende Verweigertuıgs-

gründe. Da Rahmenbeschlüsse jedoch keine unmittelbare Wirkung entfalten, ist

auch dieser Beschluss auf die Sicherstellung seiner Vorgaben durch nationales

Recht angelegt. Der Entwurf der Bundesregierung für das Gesetz vom 21. Juli

2012 über die Vereinfachung des Austauschs von Informationen und Erkenntnis-

sen zwischen den Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten der Europäischen

Union (BGBl. I S. 1566) legt diese VollziehungspÀicht als selbstverständlich zu-

grunde,

BT-Drs. 17/5096 S. 14 - 18

das Gesetz selbst macht von den Ennächtigungen des Rahmenbeschlusses vielfach

Gebrauch. Der Landesgesetzgeber hat es demgegenüber dabei belassen, ohne aus-

drückliche Inanspruchnahme der europäischen Regelungsoptionen und -pÀichten

lediglich das Diskrirninienıngsverbot zu übernehmen. Dadurch sieht der Beschwer-

de¿íhrer das - selbstverständliche - Gebot grundrechtsfreundlicher Gesetzgebung

verletzt.

Für die Begründetheit seiner Verfassungsbeschwerde hätte dieser Vorwurf nur Be-

deutung, wenn damit das grundgesetzlich gebotene Gewährleistungsniveau für ein-

zelne, in zulässiger Weise als verletzt gerügte Grundrechte verfehlt würde. Das ist

indessen nicht der Fall.

Da der Beschwerdeführer keine Grundrechte zu nennen vermag, deren Verletzung

ihm nach seinem substantiierten Vortrag emstlich deshalb drohen kömıte, weil die

hessischen Polizeibehörden in Erfüllung ihrer Aufgaben aus § 1 HSOG ihn betref-

fende personenbezogene Daten erlangt haben, lassen sich die Schutzmechanismen

des Gesetzes nur allgemein und nicht mit Bezug auf einzelne Grundrechte be-

schreiben: '

Nach dem allgemeinen Grundsatz des § 22 Abs. 1 Satz 1 HSOG dürfen Polizei-

behörden, also die für die Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben zuständigen Po-

lizeidienststellen (§ 91 HSOG), nur solche personenbezogenen Daten übermitteln,

ı.
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die sie bei Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 1 HSOG erlangt haben. Darüber ent-

scheiden sie na.ch ihrem pÀichtgemäßen Ermessen (§ 5 Abs. 1 HSOG). Vorausge-

setzt wird dabei, dass sie diese Daten nach Maßgabe von § 13 Abs. 1 und 2 HSOG

überhaupt erheben und dann aufgrund von § 20 HSOG zur Aufgabener¿illung

speichem durften; eine Über-mittltmg rechtswidrig erhaltener Lmd gespeicherter

Daten scheidet aus. Zudem ist über die Verweisung des § 22 Abs. 1 Satz 4-HSOG

auf § 20 Abs. 3 HSOG das Zweckbindungsgebot zu beachten. Daten über andere

als die in § 13 Abs. 2 Nr. 1 HSOG genannten, also über solche Personen, bei de-

nen tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass sie Straftaten mit

erheblicher Bedeutung (dazu § 13 Abs. -3 HSOG) begehen werden, dürfen die Po-

lizeibehörden grundsätzlich nur zu den Zwecken speichern und sonst verarbeiten,

zu denen sie diese Daten erlangt haben; eine Zweckänderung kommt nur unter den

Voraussetzungen des § 13 Abs. 3 Satz 2 HSOG in Betracht. Die nach diesen

Maßgaben bei den Polizeibehörden vorhandenen personenbezogenen Daten dür-

fen nur weitergegeben werden, wenn sie auch in den neu hinzugekoınrnenen Emp-

fäııgerstaaten zur Erfüllung der dort wahrzunehrnenden Aufgaben, die sinngemäß

denen des § 1 HSOG entsprechen müssen, erforderlich sind. Ob diese Vorausset-

zung er¿íllt ist, hat jede Polizeibehörde in eigener Zuständigkeit zu prüfen (§ 21

Abs. 5 satz) 1 Hsoo). 0

Die landesrechtlichen Voraussetzungen der Datenübermittlung werden durch

mehrere Verpflichtungen des Rahmenbeschlusses für die Empfängerstaaten er-

Nach dem Zweiten Eıwägungsgrtmd müssen die Grundsätze tmd Regeln

bezüglich der Menschenrechte, auf die auch der Sechste Erwägungsgtund hin-

weist, und die Grundsätze und Regeln der Grundf`reiheiten und der Rechtsstaat-

lichkeit, auf denen die Union beruht und die den Mitgliedstaaten genieinsam sind,

beachtet werden. Ausdrücklich berührt der Beschluss „nicht die Pflicht, die

Grundrechte und die allgemeinen Rechtsgundsätze, wie sie in Artikel 6 des Ver-

trags über die Europäische Union niedergelegt sind, zu achten“ Art. 1 Abs. 7). Die

Anwendtmg des für die jeweils genutzten Kommunikationswege geltenden Daten-

schutzrechts ist sicherzustellen (Art. 8 Abs. 1), wie überhaupt die Verwendung der

ausgetauschten Informationen „den Datenschutzbestimmungen des empfangenden

Mitgliedstaats (unterliegt), so dass für die Informationen und Erkenntnisse diesel-
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ben Datenschutzvorschriften gelten, als wären sie im empfangenden Mitgliedstaat

gesammelt worden“ (Art. 3 Abs. 2 Satz 1 und 2). Zudem müssen die Grundsätze

des Datenschutzübereinkonnnens des Europarates vom 28. Januar 1931 gelten. Zu

einer strikten, nahezu ausnahrnslosen Zweckbindung verpÀichtet schließlich Art.

8 Abs. 3 des Beschlusses.

Das Land durfte bei der Befolgung des Rahmenbeschlusses davon ausgehen, dass

die in Betracht kommenden Emptängerstaaten auch ihrerseits ihre VerpÀichtun-

gen aus dem Beschluss erfüllen. Die Verfassungsbeschwerde zeigt keine Fälle auf,

in denen das nicht geschehen wäre. Es trifft freilich zu, dass die Datenschutzbe-

auftragten des Bundes und der Länder in ihrer Entschließung vom O6./07. Novem-

ber 2008 die Gesetzgeber in Bund und Ländern zu ergänzenden Datenschutzbe-

stimmungen aufgefordert haben. " ~ -

22. Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftragten ¿ir den Datenschutz und die
Informationsfreiheit BT-Drs. l6!126ÜU S. 134

Diese Entschließung mag ihre datenschutzrechtliche Berechtigung haben. ln der

¿ir die Verfassungsbeschwerde maßgeblichen Frage nach dem Schutzbereich des

informationellen Selbstbestimmungsrechts ¿ihrt sie nicht weiter, für eine Grund-

rechtsverletzung des Beschwerdeführers durch § 22 Abs. 1 Satz 2 HSOG lässt sich

aus ihr nichts herleiten.

VH.

Nach alledem kommt nach dem Vortrag der Verfassungsbeschwerde eine Verlet-

zung von Grundrechten des Beschwerdeführers weder durch § l4a noch durch

§ 22 Abs. 1 HSOG in Betracht. Die Verfassungsbeschwerde wird daher als unzu-

lässig schon nicht zur Entscheidung anzunehmen und jedenfalls zu verwerfen sein.

Im Auftrag

gez Prof. Dr. Günther


